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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 

in den nächsten Monaten wird sich Mehr Demokratie vor allem gegen das Wirtschafts-
abkommen mit Kanada CETA (und damit auch gegen TTIP) engagieren. Im CETA-
Vertrag sind die hochproblematischen Schiedsgerichte genauso enthalten wie Ein-
schränkungen der kommunalen Daseinsvorsorge oder bessere Möglichkeiten für 
Wirtschaftslobbyisten, auf die Gesetzgebung Einfluss zu nehmen.

CETA kommt jetzt in die Entscheidungsphase auf EU-Ebene. Zunächst legt die 
EU-Kommission den ausgehandelten Vertrag in allen Amtssprachen vor, dann müssen 
der EU-Ministerrat sowie das Europäische Parlament darüber entscheiden. Ob es dann 
auch noch der Zustimmung aller Mitgliedsstaaten bedarf, ist immer noch unklar. Die 
Kommission möchte dies am liebsten vermeiden – kein Wunder: Parlamente oder gar 
Bürger/innen stören natürlich nur bei der europäischen Handelspolitik. Und selbst 
wenn die Mitgliedsstaaten zustimmen müssen, wird der Vertrag möglicherweise 
schon vorläufig durch den EU-Ministerrat in Kraft gesetzt. 

Wir werden ein ganzes Feuerwerk an Aktivitäten abbrennen, um diese skandalö-
se Einschränkung der Demokratie abzuwehren. Einen Überblick gibt der Artikel ab 
Seite 6. Am 17. September finden Demonstrationen in sieben Städten statt, die wir 
unterstützen (Seite 9). Mit der größten Bürgerklage in der Geschichte der Bundesre-
publik wollen wir CETA vom Bundesverfassungsgericht überprüfen lassen (Sei-
te 10). In Bayern wollen wir die Landesregierung per Volksentscheid zwingen, im 
Bundesrat Nein zu CETA zu sagen (Seite 14) und in Nordrhein-Westfalen und auch 
in Schleswig-Holstein starten wir im September Volksinitiativen mit dem gleichen 
Ziel (Seite 8). Und last but not least werden wir mit dem CETA Check (Seite 8) vor 
allem den Europaabgeordneten kritische Fragen zum Vertrag stellen.

Viel Spaß bei der Lektüre des Magazins wünscht

Ihr Michael Efler

Dr. Michael Efler,  

Bundesvorstandssprecher von 

Mehr Demokratie.
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Bundesweite Volksentscheide

Der neu gewählte 
bundesVorstand

Per Briefwahl und per Urnenwahl bei der Bundesmitglieder-

versammlung in Frankfurt am Main haben die Mitglieder von 

Mehr Demokratie die neun bisherigen Bundesvorstände im 

Amt bestätigt. Die Zusammensetzung des Gremiums bleibt 

also unverändert.

„Ein Demokrat muss verlieren können - 
ewig gewinnen kann nur der Tyrann.“

Bernhard Marx

„Welche Regierung die beste sei? Diejenige, 
die uns lehrt, uns selbst zu regieren.“

 

(Johann Wolfgang von Goethe) 

	 Michael Efler

„Liebe Regierende, ihr werdet 
euch noch wünschen, wir wären 
politikverdrossen.“

 

Claudine Nierth

„Mir gefällt der  
Lärm der Demokratie.“

 

(James Buchanan)

Alexander Trennheuser
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Bundesweite Volksentscheide

„Die direkte Demokratie  
ist ein untrennbarer Teil des Selbst-
bestimmungsrechts des Einzelnen.“

Bertram Böhm

„Wenn wir aufhören, die Demokratie zu entwickeln, 
fängt die Demokratie an, aufzuhören.“

	R alf-Uwe Beck

„Je mehr vor Ort in der Kommune 
entschieden wird, desto direkter 

wird die Demokratie erlebt.“

Karl-Martin Hentschel

„Wir brauchen die direkte Demokratie, um über 
die (zukünftigen) Herausforderungen wirklich 

miteinander ins Gespräch zu kommen!“
 

Sarah Händel

„Damit wir Menschen die Spielregeln 
unseres Zusammenlebens wieder selbst 
bestimmen können!“

 

Roman Huber
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Der groSSe 
kampagnen-fahrplan

CETA könnte Ende des Jahres in Kraft treten. Wie verhindern wir das?

Text Neelke Wagner

In Sachen CETA wird es ernst. Die juristische Überarbeitung ist 
abgeschlossen, die Texte sind in alle EU-Amtssprachen über-
setzt. Die EU-Kommission wird den Vertrag voraussichtlich im 
Juli offiziell an den Europäischen Rat, das Gremium der Regie-
rungen der Mitgliedsstaaten, 
weiterleiten. Der entscheidet 
nun, ob er CETA annimmt und 
ob das Abkommen vorläufig 
angewendet werden soll. Letz-
teres würde bedeuten, dass die 
Teile des Vertrages, die allein 
Zuständigkeiten der EU betref-
fen, gleich nach der Zustim-
mung des EU-Parlaments wirk-
sam werden.1 Der Rest des Abkommens würde folgen, nachdem 
die Parlamente der Mitgliedsstaaten zugestimmt haben. Läuft 
alles nach Plan der Regierungen, könnte CETA also schon Ende 
dieses Jahres zumindest zu großen Teilen in Kraft treten.

Welche Teile von CETA dies sein könnten, ist umstritten. 
Beispiel Investitionen: Während der Juristische Dienst des Rates 
sie als gemeinsames Thema von Kommission und Mitgliedsstaa-
ten begreift, hält sich die Kommission hier für allein zuständig. 
Je nachdem, wessen Argumentation man folgt, könnten zum 
Beispiel die Sonderklagerechte für Investoren vorläufig in Kraft 
gesetzt werden oder eben nicht.2

Wenn der Rat im Sommer beschließt, CETA anzunehmen – 
was sehr wahrscheinlich ist –, könnten die EU und Kanada das 
Abkommen auf einem gemeinsamen Gipfel im Oktober offizi-
ell unterzeichnen. Dann dürfte auch bereits entschieden sein, ob 
CETA vorläufig angewendet wird. Anschließend folgt die Ab-
stimmung im EU-Parlament, vermutlich Anfang 2017. Danach 
würde die Ratifikation in den Mitgliedstaaten anschließen. 

Alle Kraft gegen CETA!

Jetzt konzentriert sich aller Widerstand gegen TTIP und CETA 
darauf, CETA zu verhindern. Denn wenn CETA in Kraft tritt, 
kommt ein Schiedsgerichtssystem mit Sonderklagerechten für 
Konzerne, kommt die Regulatorische Kooperation, die mächti-
gen Wirtschaftslobbys einen bevorzugten Zugang zur Gesetz-
gebung einräumen würde. Viele US-Konzerne unterhalten 

Es steht zu hoffen, dass ein Aus für CETA 
auch den TTIP-Verhandlungen den  
letzten Wind aus den Segeln nähme.  

Dafür müssen wir jetzt kämpfen!

1	 Vorläufige Anwendung: Ein von Regierungen ausgehandelter 
völkerrechtlicher Vertrag wird bereits wirksam, bevor das 
Parlament (oder ein Volksentscheid) ihm zugestimmt und das 
Staatsoberhaupt den Vertrag mit seiner Unterschrift bestätigt 
(=ratifiziert) hat. Eine solche vorläufige Anwendung ist bei 
internationalen Verträgen gängige Praxis.

2	C ETA selbst liefert für die vorläufige Anwendung des Investi-
tionsschutz-Kapitels eine fertige Anleitung gleich mit: Wenn die 
Investoren-Schiedsgerichte vorläufig eingerichtet werden, hätten 
Investoren noch drei Jahre Zeit zu klagen, nachdem die Anwendung 
wieder gekündigt wurde. Das heißt, selbst wenn CETA am Ende 
verhindert wird, könnte die vorläufige Anwendung eine Klagewelle 
von Investoren ermöglichen.

Tochterfirmen in Kanada, über die sie diese Kanäle nutzen 
könnten. Sie bräuchten TTIP nicht mehr, um Schadensersatz-
klagen gegen EU-Staaten zu richten. Umgekehrt steht zu hof-
fen, dass ein Aus für CETA auch den vor sich hin dümpelnden 

TTIP-Verhandlungen den 
letzten Wind aus den Segeln 
nähme.

Nach dem großen Erfolg 
der Stop-TTIP-Demo in Ber-
lin letzten Herbst und der 
Demo anlässlich des Obama-
Besuchs in Hannover im März 
geht es am 17. September 
wieder gegen TTIP und CETA 

auf die Straße, diesmal in sieben Städten in ganz Deutschland 
(siehe Seite 9).

Bearbeiten Sie das EU-Parlament! 

Das Bündnis „Stop TTIP“ will die Abgeordneten im EU-Parla-
ment davon überzeugen, CETA abzulehnen, und hat dafür eine 
Internet-Kampagne gestartet: den „Do the CETA-Check“. Auf 
einer zentralen Website können Menschen aus ganz Europa ih-
ren Vertreter/innen kritische Fragen stellen und sie bitten, sich 
öffentlich auf ein „Nein!“ zu CETA zu verpflichten (siehe Info-
box auf Seite 8).

Ziehen Sie mit vors Bundesverfassungsgericht!

Mehr Demokratie, Campact und foodwatch haben gemeinsam 
mit dem Verfassungsrechtler Prof. Dr. Bernhard Kempen eine 
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Europa

Bundestag und 

Bundesrat

Debatte und end- 

gültige Abstimmung

EU-Kanada-Gipfel

feierliche Unterzeich-

nung und gemeinsamer 

Beschluss der vorläufi-

gen Anwendung

EU-Rat

entscheidet über 

Unterzeichnung und 

vorläufige Anwendung 

von CETA

EU-Parlament 

Debatte und end

gültige Abstimmung

ratifikation

ceta-check

Überzeugen Sie Ihre 

EU-Abgeordneten,  

CETA abzulehnen! 

Mehr Info: Seite 8

einstweilige anordnung

Antrag an das Bundesverfassungsgericht, 

die vorläufige Anwendung zu stoppen.

Mehr Info: ab Seite 10

druck machen

Mit vielen Demos am 

17. September zeigen: 

Wir wollen CETA nicht!

Mehr Info: Seite 9

So machen wir der EU einen Strich durch die Rechnung!

volksinitiative in NRW

Bürger/innen fordern den Landtag  

dazu auf, gegen CETA zu votieren.

Mehr Info: Seite 8

volksbegehren in bayern

Die Bürger/innen verpflichten die 

bayerische Landesregierung darauf, 

CETA im Bundesrat abzulehnen.

Mehr Info: ab Seite 14

Volksinitiative in  

Schleswig-Holstein

Auch im Norden formiert sich ein 

Bündnis, das der Landesregierung 

auftragen will, gegen CETA zu votieren.

Mehr Info: sh.mehr-demokratie.de

Vorläufige 

Anwendung

Teil von CETA, dem  

die Mitgliedsstaaten 

nicht mehr gesondert 

zustimmen müssen, 

tritt vorläufig in  

Kraft

ttip? ceta? volksentscheid!

Wir fordern den bundesweiten Volks

entscheid. Die Bürger/innen sollen  

selbst entscheiden, ob sie CETA wollen. 

Mehr Info auf Seite 8 und der 

Rückseite des Hefts.

Verfassungsbeschwerde vorbereiten

Verstößt die vorläufige Anwendung von CETA 

gegen das Grundgesetz? Machen Sie mit bei der 

Bürgerklage „Nein zu CETA!“ von Mehr 

Demokratie, Campact und foodwatch.  

Mehr Info: Seite 11 und Artikel ab Seite 10

Plan für die Durchsetzung 

von CETA

Aktionen von Mehr Demokratie 

und Bündnispartnern 

–
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Neelke Wagner

Politikwissenschaftlerin, Redakteurin des mdmagazins.

Verfassungsbeschwerde erarbeitet. Sie richtet sich zum einen ge-
gen eine vorläufige Anwendung von CETA und zum anderen 
gegen zentrale Inhalte des Abkommens, vor allem die Parallel-
justiz für Konzerne und die Regulatorische Kooperation (Artikel 
ab Seite 10). Sollte der Rat (und damit auch der Vertreter der 
deutschen Bundesregierung) der vorläufigen Anwendung zu-
stimmen, will das Bündnis eine einstweilige Anordnung beantra-
gen. Die verlangt, dass CETA erst in Kraft tritt, wenn Bundestag 
und Bundesrat das entsprechende Zustimmungsgesetz verab-
schiedet haben. Die Verfassungsbeschwerde richtet sich dann 
gegen dieses Gesetz. Sie können selbst mitklagen: Unterzeich-
nen Sie dafür einfach eine Vollmacht (Infokasten auf Seite 11).

Bundesländer binden!

CETA benötigt nicht nur eine Mehrheit im Bundestag, sondern 
auch im Bundesrat. Die Bundesländer müssen dem Vertrag zu-
stimmen. In Bayern startet deshalb am 16. Juli ein Volksbegeh-
ren. Es will die bayerische Landesregierung dazu zwingen, im 
Bundesrat gegen die Ratifizierung von CETA zu stimmen (Arti-
kel ab Seite 14). Ähnliches plant der Landesverband Nordrhein-
Westfalen. Er bereitet eine Volksinitiative gegen die Unterzeich-
nung von CETA und TTIP vor. Wenn die von mindestens 66.322 
Bürger/innen unterschrieben wird, muss der Landtag diskutieren 
und abstimmen, ob das Land die Ratifizierung von CETA im 
Bundesrat ablehnen soll (Infokasten links). In Schleswig-Hol-
stein bahnt sich ebenfalls eine Volksinitiative an. Endgültig ent-
schieden ist darüber aber noch nicht. 

Referendum in den Niederlanden

Die Niederländer/innen können per Volksinitiative verlangen, 
dass ein Gesetz zurückgenommen wird. Wenn 300.000 Bürger/
innen mit ihrer Unterschrift zum Ausdruck bringen, dass sie 
CETA nicht wollen, kommt darüber ein Referendum zustande. 
Meer Democratie Niederlande bereitet eine solche Initiative 
derzeit vor, unterstützt von seiner deutschen Schwesterorgani-
sation Mehr Demokratie (siehe mdmagazin Nr. 107).

Wir brauchen bundesweite Volksentscheide!

Die Chancen stehen gut, dass auf einem oder mehreren dieser 
Wege CETA verhindert werden kann. Doch warum müssen die 
Bürger/innen solche Umwege gehen, um politische Entschei-
dungen zu beeinflussen? Besser und letztlich auch repräsentati-
ver wäre es, sie könnten direkt und verbindlich selbst darüber 
abstimmen. Deshalb sammelt Mehr Demokratie weiter Unter-
schriften für den Aufruf „Volksentscheid über TTIP und CETA!“. 
Er fordert grundsätzlich die Einführung des bundesweiten Volks-
entscheids. Mit einem fakultativen Referendum – einem Volks-
entscheid über ein neues Gesetz – könnten die Bürger/innen 
dann die Ratifizierung von CETA stoppen. /

Der groSSe ceta-check
„Was halten Sie von Sondergerichten für Investoren?“, 

„Glauben Sie, dass die europäischen Standards bedroht 

sind?“ „Werden Sie CETA zustimmen oder es ablehnen?“ 

Diese und viele andere Fragen nimmt seit Juni die 

Website stop-ttip.org entgegen, um sie direkt an Abgeord-

nete des EU-Parlaments weiterzuschicken. 

Auf der Seite kann man auswählen, wem man schreiben 

will, ob eine vorformulierte oder eine eigene Frage 

gestellt werden soll. Kommt eine Antwort, kann man die 

über soziale Netzwerke verbreiten, für alle sichtbar 

bewerten oder eine Nachfrage stellen. 

Dahinter steht das Bündnis „Stop TTIP“, das im letzten 

Jahr die Europäische Bürgerinitiative gegen TTIP und 

CETA organisierte. Das Ziel: Die EU-Abgeordneten über 

CETA zu informieren und sie davon zu überzeugen, CETA 

abzulehnen – auch mit Hilfe von öffentlichem Druck.

Mehr Informationen:

www.stop-ttip.org

Volksinitiativen gegen TTIP & CETA
Am 17. September 2016 starten die Volksinitiativen in 

Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. Ziel: Die 

Länder sollen im Bundesrat gegen die Unterzeichnung 

der Freihandelsabkommen stimmen. Damit der Landtag 

sich mit der Volksinitiative befasst, müssen sich in 

Nordrhein-Westfalen mindestens 66.322 Bürger/innen in 

die Unterschriftenlisten eintragen. In Schleswig-Holstein 

werden mindestens 20.000 Unterschriften benötigt.

Mehr Informationen:

nrw.mehr-demokratie.de/volksinitiative-ttip-ceta.html

oder bei Jörg Eichenauer (0152/256 48 115 oder  

joerg.eichenauer@mehr-demokratie.de) für Nordrhein-

Westfalen, unter sh.mehr-demokratie.de oder  

sh@mehr-demokratie.de für Schleswig-Holstein.

TTIP? CETA? Volksentscheid!
Es ist Zeit, dass die Bürger/innen bei wichtigen Zukunfts-

fragen – wie der Unterzeichnung von TTIP und CETA –  

per Volksentscheid direkt mitbestimmen können. Mehr 

Demokratie hat deshalb einen Aufruf gestartet.

Mehr Informationen:

www.volksentscheid.de/aufruf-volksentscheid.html

und auf der Rückseite des Magazins.
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den zu. Dubbelboer organisiert in den 
Niederlanden das Referendum gegen 
CETA. Auf der Bühne in Hannover 
brachte er es treffend auf den Punkt: „Wir 
wollen das letzte Wort!“

Nie war die Ablehnung gegen TTIP in 
Deutschland größer als jetzt. Laut einer 
Umfrage von emnid befürwortet nur noch 
ein Viertel der Bevölkerung das TTIP-
Abkommen, 41 Prozent sind dagegen. 
Jede Demo, jeder Infostand, jede Stimme 
und jede Unterschrift gegen die Handels-
abkommen zählt! Die nächsten großen 
Aktionen stehen schon in den Startlö-
chern: Am 17.  September 2016 sind in 
sieben deutschen Großstädten Demonstra
tionen gegen TTIP und CETA geplant./

TTIP? CETA? 
auf die strasse!

90.000 Menschen demonstrierten in Hannover,  

weitere Demos sind geplant.

Text Henrik Böhle

Rund 90.000  Menschen kamen am 
23. April 2016 zu einer Groß-Demo ge-
gen TTIP und CETA nach Hannover. Dort 
eröffnete US-Präsident Barack Obama 
gemeinsam mit Bundeskanzlerin Angela 
Merkel die Hannover Messe – Anlass ge-
nug, um den beiden Regierungschefs un-
mittelbar zu zeigen, was die Menschen 
fordern: „TTIP & CETA stoppen! Für ei-
nen gerechten Welthandel!“ 

Mehr Demokratie war mit rund 300 
Aktiven vor Ort, die vor allem aus den 
Landesverbänden Niedersachsen/Bremen, 
Bayern und Nordrhein-Westfalen anreis-
ten. Abseits der Route herrschte am Info-
stand von Mehr Demokratie ein reger 
Austausch zu den Handelsabkommen.

„Es kann nicht sein, dass so wichtige 
Fragen, wie sie in TTIP und CETA ver-
handelt werden, ohne uns verhandelt und 
abgehandelt werden. Was wir brauchen 

in Holland, in Deutschland und Europa, 
ist die Volksabstimmung!“, rief Gastred-
ner Niesco Dubbelboer von Meer Demo-
cratie Niederlande den Demonstrieren-

der nächste groSSe  

demo-tag: 17. September

In Stuttgart, Köln, Hamburg, Berlin, 

Leipzig, Frankfurt/Main und 

München werden erneut zehntau-

sende Menschen auf die Straße 

gehen, um die politisch Verantwort-

lichen daran zu erinnern, dass sie 

CETA und TTIP nicht wollen.

Mehr Informationen:

www.ttip-demo.de 

www.mehr-demokratie.de/ttip_ist_

gift_fuer_demokratie.html

Henrik Böhle

Mitarbeiter im Kölner Landesbüro 

von Mehr Demokratie.

Der Mehr Demokratie-“Block“ auf der 

Demo in Hannover. Foto: Lucas Rosenthal
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Beschwerdegegenstand und Beschwerdebefugnis

Verfassungsbeschwerden richten sich gegen einen konkreten 
Akt deutscher öffentlicher Staatsgewalt. Das heißt: Erst wenn 
über CETA in Deutschland entschieden wird, kann das deut-
sche Verfassungsgericht angerufen werden – zum Beispiel, 
wenn der deutsche Vertreter im EU-Rat der Unterzeichnung, 
der vorläufigen Anwendung und der Ratifikation von CETA 
zustimmt. Oder wenn der Deutsche Bundestages das Zustim-
mungsgesetz zu CETA verabschiedet. Falls ein Begleitgesetz zu 
CETA erlassen würde, eignete sich auch dieses Begleitgesetz 
als Beschwerdegegenstand.

Das Gericht wird die Beschwerde nur behandeln, wenn der 
Beschwerdeführer – also die Person, die die Klage einreicht – 
selbst, gegenwärtig und unmittelbar in seinen Grundrechten 
oder grundrechtsgleichen Rechten verletzt ist. Selbst – das er-

VErstöSSt CETA 
gegen das  
grundgesetz?

Warum Mehr Demokratie gemeinsam mit foodwatch 

und Campact eine Verfassungsbeschwerde gegen CETA 

vorbereitet.

Text Prof. Dr. iur. Bernhard Kempen

Ein Aktionsbündnis von Mehr Demokratie, foodwatch und 
Campact initiiert eine Verfassungsbeschwerde gegen CETA. 
Falls beschlossen wird, CETA auch nur in Teilen bereits mit der 
Unterzeichnung und vor der Ratifikation vorläufig anzuwenden, 
würde das Bündnis Anträge auf einstweilige Anordnung stellen. 

Zu Redaktionsschluss war noch nicht entschieden, ob alle 
EU-Mitgliedstaaten zustimmen müssen („Gemischtes Abkom-
men“) oder ob die EU den Vertrag alleine abschließen darf (aus-
schließliches EU-Abkommen). Ebenso bleibt abzuwarten, ob 
der Rat der Europäischen Union CETA jeweils einstimmig oder 
mit Mehrheit annehmen muss. Mit Blick auf diese Ungewiss-
heiten kann noch nicht abschließend geklärt werden, welche 
Rechtsbehelfe mit welchen Anträgen konkret einzulegen sind. 
Immerhin lässt sich aber zu den Inhalten der Rechtsbehelfe 
schon jetzt eine grob skizzierte vorläufige Aussage treffen. 
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gibt sich zum Beispiel daraus, dass das Wahlrecht ausgehöhlt 
wird, wenn der Bundestag zentrale Fragen nicht mehr autonom 
entscheiden kann. Das betrifft alle in Deutschland wahlberech-
tigten Menschen. Gegenwärtig – das heißt hier und heute. Noch 
ist von CETA niemand betroffen, denn das Abkommen ist zwar 
ausverhandelt, aber noch nicht in Kraft. Deshalb muss die 
Verfassungsbeschwerde mindestens warten, bis ein deutscher 
Rechtsakt ergangen ist, etwa wenn Deutschland der Unterzeich-
nung von CETA im EU-Rat zustimmt. Eine vorsorgliche Ver-
fassungsbeschwerde oder eine „Schutzschrift“ kennt das 
Verfassungsprozessrecht nicht. Unmittelbar bedeutet schließ-
lich, dass die beanstandeten Regeln auch tatsächlich gelten. Un-
mittelbare Betroffenheit wäre erst gegeben, wenn die vorläufige 
Anwendung beginnt oder das Zustimmungsgesetz des Deut-
schen Bundestages in Kraft tritt.

Verfassungsbeschwerde einlegen!

Ziehen Sie mit uns vors Bundesverfassungs-

gericht! Sie können das Unterstützerformular 

unter www.ceta-verfassungsbeschwerde.de 

online ausfüllen. Bitte drucken Sie es dann 

aus und senden es an die dort angegebene 

Adresse. Alternativ senden wir Ihnen gerne 

Vordrucke des Formulars, auch zum Verteilen. 

Mehr Informationen: 

www.mehr-demokratie.de/ 

ceta-verfassungsbeschwerde.html

Formulare bestellen bei:

Carola Hadamovsky (07957/923 90 50 oder  

mitgliederservice@mehr-demokratie.de)

Roman Huber (Mehr Demokratie), Dr. Thilo Bode (foodwatch) und Maritta Strasser (Campact) stellen die Bürgerklage 

„Nein zu CETA!“ vor. Foto: Jakob Huber/Campact
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che Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 GG) beeinträchtigt sein, wenn 
und soweit der Vertrag das erforderliche Mindestmaß an Ge
sundheitsschutz unterschreitet. 

Das Vorsorgeprinzip (Art. 20a GG), die Rechtsschutzga-
rantie (Art. 19 Abs. 4 GG), das Rechtsstaats-, das Demokra-
tie- und das Sozialstaatsprinzip werden nicht direkt, aber 
mittelbar bei der inhaltlichen Beurteilung von CETA eine er
hebliche Rolle spielen. 

CETA-Investitionsschiedsgerichte missachten 

rechtsstaatliche Grundsätze

Im Rechtsstaat ist es Sache der staatlichen Gerichte, Recht zu 
sprechen. CETA richtet mit dem Investitions-Gerichtssystem ei-
nen außerstaatlichen Rechtsweg ein, der das staatliche Justizmo-
nopol umgeht. Weil CETA das Investitionsrecht sehr weit fasst, 
könnten die Schiedsgerichte Entscheidungen treffen, die in das 
öffentliche Interesse der Bundesrepublik Deutschland massiv 
eingreifen. Dies ist mit dem staatlichen Justizmonopol nicht ver-
einbar. Dabei weist das Grundgesetz gerade dem Enteignungs-
schutz, also der Kernmaterie des Investitionsschutzes, den 
Rechtsweg über die ordentlichen Gerichte zu (Art. 14 Abs. 3 Satz 
4 GG). Diese Regel gehört zu den Grundsätzen des Rechtsstaats. 
Sie wird durch die Investitionsschiedsgerichtsbarkeit verletzt. 

Die Aufgabe, deutsche Parlamentsgesetze auf ihre Verfas-
sungskonformität zu überprüfen, liegt laut Grundgesetz aus-
schließlich beim Bundesverfassungsgericht (Art. 100 Abs. 1 GG). 
Doch die Schiedsgerichte könnten parallel zum Bundesverfas-
sungsgericht ebenso Gesetze beurteilen und den Staat zu Scha-
densersatzleistungen verpflichten, wenn sie eine handelsbe-
schränkende Wirkung feststellen. 

Argumentation

Die Verfassungsbeschwerde fußt auf der Annahme, dass 
CETA die Beschwerdeführer/innen in ihrem Recht auf demo-
kratische Partizipation (Art. 38 Abs. 1 GG) verletzt. Das Bun-
desverfassungsgericht hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, 
dass dieses grundrechtsgleiche Recht über die formale Teilnah-
me an der Wahl zum Deutschen Bundestag hinausgeht. Der 
Bundestag muss die Kompetenz behalten, grundsätzlich alle 
Lebensbereiche demokratisch gestalten zu können. Völkerver-
tragliche Verpflichtungen, die diese substantiellen Befugnisse 
des Bundestages aushöhlen, verstoßen gegen das Grundgesetz. 
Dies gilt für Vertragsgesetze zu weiteren Vertragsstufen der 
Europäischen Union, aber auch für alle anderen völkerrechtli-
chen Verträge, die die Bundesrepublik Deutschland abschließt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in diesem Zusammen-
hang die sogenannte Identitätskontrolle entwickelt, die sicher-
stellen soll, dass bei allen völkervertraglichen Verpflichtungen 
der Kernbestand des Grundgesetzes erhalten bleibt. Die in 
CETA vorgesehene Investitionsschiedsgerichtsbarkeit, die Re-
gulatorische Kooperation und die Kompetenzen der Gremien, 
die mit dem Vertrag geschaffen werden, greifen so weit in die 
demokratische Ordnung des Grundgesetzes ein, dass sie den 
Mechanismus der Identitätskontrolle auslösen. 

Andere Grundrechte (etwa das Recht auf körperliche Un-
versehrtheit, auf Berufsfreiheit und die Eigentumsgarantie) sind 
vermutlich nicht unmittelbar betroffen. Man kann allerdings 
argumentieren, dass die staatlichen Organe der Bundesrepublik 
Deutschland es in verfassungswidriger Weise unterlassen ha-
ben, ihre aus den Grundrechten erwachsenden Schutzpflichten 
wahrzunehmen. Beispielsweise könnte das Recht auf körperli-

Im Oktober 2015 neigte sich die Waagschale zugunsten der Bürger/innen – zumindest symbolisch. Foto: Alexander Garrido Delgado



13

Europa

des Grundgesetzes vorausgesetzt wird. Weder das Europäische 
Parlament noch die Parlamente der EU-Mitgliedstaaten werden 
angemessen eingebunden. 

Verfassungswidriger „chilling effect“	

CETA betrachtet jede gesetzliche Neuregelung als potentielles 
Handelshemmnis, das der Höhe nach nicht beschränkte Scha-
densersatzpflichten gegenüber einem kanadischen Investor zur 
Folge haben kann. Der damit verbundene „chilling effect“, der 
die Gesetz- und Verordnungsgebung in Deutschland hemmt 
und hindert, ist mehr als ein politisch diffuses Schreckge-
spenst. Er tritt zwangsläufig ein und ist überdies vertraglich so 
gewollt. Auf diese Weise hebelt CETA das EU-rechtlich veran-
kerte und in Deutschland weitgehend umgesetzte Vorsorge-
prinzip faktisch aus. 

Anträge auf einstweilige Anordnungen

Mit einem Antrag auf einstweilige Anordnung werden die Be-
schwerdeführer zu verhindern suchen, dass der deutsche Ver-
treter im Rat der vorläufigen Anwendung von CETA zustimmt. 
Dies kann zulässigerweise erst dann geschehen, wenn der Sit-
zungstermin für diesen Ratsbeschluss bekannt ist. Eine Verfas
sungsbeschwerde gegen den Beschluss über die vorläufige An-
wendung von CETA wird zeitgleich anhängig gemacht. /

Die Investitionsschiedsgerichte träten darüber hinaus in Kon-
kurrenz zur Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofs, 
denn sie dürfen implizit auch letztverbindlich über den Inhalt 
des Unionsrechts befinden. Rechtsprechungsgewalt auf eine ne-
ben dem Europäischen Gerichtshof stehende Gerichtsbarkeit zu 
übertragen sieht das Grundgesetz aber nicht vor (Art. 23 Abs. 1 
GG). Auch aus diesem Grund erweist sich die CETA-
Investitionsschiedsgerichtsbarkeit als verfassungswidrig.

Regulatorische Kooperation in CETA missachtet demo-

kratische Grundsätze

Das CETA Joint Committee und die diesem Ausschuss nachge-
ordneten Regulierungsausschüsse verletzen die im Grundge-
setz verankerte Struktur demokratischer Willensbildung. Diese 
Gremien sollen Inhalte des geltenden oder des künftigen deut-
schen Gesetzesrechts verhandeln, ohne dass daran demokratisch 
legitimierte deutsche Vertreter/innen teilnehmen. Das verstößt 
gegen das Demokratieprinzip, selbst wenn dort staatliche Ent-
scheidungen „nur“ vorbereitet oder strukturiert werden. In dem 
Moment, ab dem quasistaatliche Institutionen sich mit Gesetzen 
und Regulierungen befassen, übertritt die Debatte die Schwelle 
vom gesellschaftlichen Diskurs zum staatlichen Entscheidungs-
vorgang. Verfassungsrechtlich notwendig wäre deshalb auch, 
diese Verfahren – ähnlich wie die Ausschusssitzungen des Deut-
schen Bundestages – öffentlich zu gestalten. Diesen Erfordernis-
sen genügt CETA nicht.

Hinzu kommt mangelnde Klarheit über zahlreiche Kompe-
tenzen der Vertragsorgane, die dennoch verbindliche Entschei-
dungen treffen dürfen. CETA verfehlt damit durchweg das de-
mokratische Legitimationsniveau, das im Demokratieprinzip 

Prof. Dr. iur. Bernhard Kempen

Direktor des Instituts für Völkerrecht und ausländisches 

öffentliches Recht an der Universität Köln; Prozessbevoll-

mächtigter für die Verfassungsbeschwerde „Nein zu 

CETA!“ von Campact, foodwatch und Mehr Demokratie.

Dr. Thilo Bode, Roman Huber, Maritta Strasser und der Prozessbevollmächtigte Prof. Dr. Bernhard Kempen. Foto: Jakob Huber/Campact
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Der Startschuss ist gefallen. Auf einer 
Pressekonferenz am 22. April verkünde-
ten Mehr Demokratie, der BUND Natur-
schutz, Campact, die Katholische Arbeit-
nehmer Bewegung und das Umweltinstitut 
München offiziell das Volksbegehren ge-
gen CETA. Mittlerweile haben alle grö-
ßeren Oppositionsparteien bis auf die 
SPD ihre Unterstützung erklärt, dazu eine 
Reihe zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen. Und das Bündnis wächst weiter.

Wie ist das möglich: Ein Volksbegeh-

ren gegen CETA? Und warum nur ge-

gen CETA, und nicht gegen TTIP?

Dank eines neuen Artikels in der Bayeri-
schen Verfassung (Art. 70 Abs. 4 Satz 2) 
können die Bürger/innen einen Volksent-

Volksentscheid  
gegen ceta?

Bürger- und Volksbegehren sind in Bayern nichts Neues. 

Aber jetzt kommt ein richtig dickes Ding: ein Volksbegehren 

gegen CETA.

text Simon Strohmenger

Peter Ziegler (Katholische Arbeitnehmer Bewegung), Susanne Socher (Mehr Demokratie), Prof. Dr. Arne Pautsch, Michael Stanglmeier 

(Campact), Karl Bär (Umweltinstitut München) und Thomas Prudlo (Kampagnenleitung) geben den Startschuss fürs Volksbegehren.
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scheid veranlassen, der die bayerische 
Staatsregierung bei Abstimmungen über 
Hoheitsübertragungen auf die EU im 
Bundesrat bindet. Das heißt: Wenn das 
Volksbegehrens erfolgreich ist und es 
zum Volksentscheid kommt, muss Bayern 
im Bundesrat so abstimmen, wie die Bür-
ger/innen es entschieden haben. Da nur 
von CETA bislang eine offizielle Version 
des fertig verhandelten Textes existiert, 
richtet sich das Volksbegehren nur gegen 
dieses Abkommen. Doch wenn CETA 
fällt, dann bedeutet das höchstwahr-
scheinlich auch das Aus für TTIP. 

Der lange Weg zum Volksentscheid

Zuerst muss der Zulassungsantrag 
durchkommen. Diesem liegt ein Gesetz-

Mehr Informationen 

Auf der Kampagnenwebsite 

www.volksbegehren-gegen-ceta.de 

finden Sie weitere Informationen 

und eine Unterschriftenliste, mit 

der Sie selbst sammeln können. 

Gerne schicken wir Ihnen auch per 

Post weitere Listen zu. Schreiben 

Sie uns eine E-Mail oder rufen Sie 

uns an!

Kontakt

Simon Strohmenger

Tel. 089-4622 4205 oder 

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Spendenkonto

Bank für Sozialwirtschaft

Kontoinhaber

Mehr Demokratie e.V.   

IBAN

DE 74 7002 0500 0008 8707 02

Simon Strohmenger

Pressesprecher von 

Mehr Demokratie in Bayern.

entwurf zugrunde, dem 25.000 Men-
schen, die in Bayern stimmberechtigt 
sind, zustimmen müssen – eine Zahl, die 
in wenigen Wochen zu schaffen sein 
dürfte. Zum Auftakt am 16. Juli ist ein 
bayernweiter Aktions- und Sammeltag 
geplant. Der Zulassungsantrag soll beim 
Innenministerium vorliegen, sobald ent-
schieden ist, ob CETA ein reines EU-
Abkommen oder ein gemischtes Ab-
kommen ist – frühestens aber nach der 
Sommerpause. 

Die größte Hürde steht dann aller-
dings erst bevor. Dabei handelt es sich 
weder um das Volksbegehren, für das 
eine knappe Million Unterschriften in-
nerhalb von zwei Wochen gebraucht 
werden – wofür die Menschen zudem 
die jeweiligen Ämtern und Behörden 
aufsuchen müssen. Noch um den Volks-
entscheid an sich. Zwar werden in diesen 
Phasen alle verfügbaren Kräfte ge-
braucht, doch das Bündnis ist gut aufge-
stellt. Das Thema Freihandelsabkommen 
ist mittlerweile bei den Menschen ange-
kommen – auch in Bayern. Dafür spre-
chen rund 400.000 bayerische Unter-
schriften für die selbstorganisierte 
Europäische Bürgerinitiative sowie etli-
che Busse und Sonderzüge zu den De-
mos nach Berlin und Hannover. Zusätz-
lich existieren zahlreiche lokale 
Stop-TTIP-Bündnisse, die bereits jetzt 
intensive Aufklärungsarbeit leisten und 
das Volksbegehren unterstützen wollen, 
und ein breites Netz an zivilgesellschaft-
lichen Organisationen, die gegen CETA 
aktiv sind und die sich mit engagieren 
werden. 

Das Problem: Vor das Volksbegeh-
ren hat der bayerische Gesetzgeber die 
Zulässigkeitsprüfung gestellt. Mit großer 
Sicherheit wird das bayerische Innen-
ministerium den Gesetzentwurf nicht 
sofort für zulässig erklären, sondern erst 
dem Landesverfassungsgericht vorlegen. 
Zwar kommen mehrere Jurist/innen und 
Gutachten zu dem Schluss, dass CETA 
Hoheitsrechte von Bayern auf die EU 
überträgt. Die Entscheidung des Gerichts 
lässt sich aber nicht voraussehen.

Kämpfen lohnt sich!

Dennoch bietet das Volksbegehren gegen 
CETA eine riesige Chance. Ein Nein zu 
CETA aus Bayern hätte politisches Ge-
wicht. Dazu kommt die Volksinitiative in 
Nordrhein-Westfalen und möglicherwei-
se weitere Initiativen in anderen Bundes-
ländern. Damit würde der Protest in die 
Parlamente getragen und eine Gegenbe-
wegung geschaffen, die auch in Berlin 
und Brüssel nicht mehr ignoriert werden 
kann. Dafür lohnt es zu kämpfen! 

Neben den direkten Auswirkungen 
könnte ein erfolgreiches Volksbegehren 
gegen CETA dazu beitragen, die alten 
Argumente wie „Wir können doch eh 
nichts machen!“ und „Die da oben ma-
chen sowieso, was sie wollen!“ zu wider-
legen. Dies würde die Kraft direktdemo-
kratischer Instrumente aufzeigen und 
damit der Demokratie in Deutschland 
und der Forderung nach dem bundeswei-
ten Volksentscheid einen entscheidenden 
Schub verleihen. /
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Verbessern statt 
verwässern!

Mehr Demokratie startet ein Volksbegehren, um das  

bürgerfreundliche Bremer Wahlrecht nicht nur zu erhalten, 

sondern weiter zu verbessern.

text Katrin Tober

Das haben sich die etablierten Parteien so gedacht – durch 
scheinbare Verbesserungen heimlich den Wähler-Einfluss zu-
rückdrängen. Doch der Bremer Landesverband von Mehr De-
mokratie ergreift die Initiative. Er bereitet ein Volksbegehren 
für eine weitere Verbesserung des Wahlrechts vor, das er 2006 
per Volksbegehren durchsetzte und das jetzt unter Beschuss ge-
raten ist. Denn SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und 

voraussichtlich die CDU planen Änderungen, die den Kern des 
personalisierten Wahlrechts aushöhlen würden, für das damals 
mehr als 70.000 Menschen unterschrieben haben. 

Zwei Bürgerschaftswahlen fanden bisher unter dem aktuel-
len Wahlrecht statt. Die Wähler/innen haben fünf Stimmen, die 
sie beliebig auf Personen und Parteilisten verteilen können. 
Diese Möglichkeiten nutzten sie 2011 und 2015 intensiv. Im 
Vergleich zum vorherigen Einstimmenwahlrecht mit starren 
Parteilisten stieg dadurch der Einfluss der Wähler/innen auf die 
Zusammensetzung des Parlaments: Bei der Wahl im Mai 2015 
verdankten 22 der 83 Abgeordneten ihr Mandat den Personen-
stimmen. Nach dem alten Listenwahlrecht hätten sie keine 
Chance auf ein Mandat gehabt. 

Vordergründig soll nach dem Willen der Parteien alles 
gleich bleiben: Weiterhin können fünf Stimmen frei verteilt 
werden. Einzig das Sitzzuteilungsverfahren wollen sie ändern. 
Vom Verhältnis der Listen- und Personenstimmen einer Partei 
ist abhängig, wie viele Kandidat/innen über die Liste und wie 
viele über die Personenstimmen ins Parlament einziehen. Bis-
her werden zuerst die Listenplätze vergeben, danach die restli-
chen Mandate nach Personenstimmen. Diesen Mechanismus 
wollen die Parteien umdrehen und zuerst nach Personenstim-
men die Mandate verteilen. Was sich einleuchtend anhört, ver-
ringert die Chancen von Kandidat/innen auf hinteren Plätzen. 
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Katrin Tober

Leiterin des Bereichs Fundraising bei Mehr Demokratie.

Bei der letzten Wahl hätten nicht mehr 22, sondern nur noch 
neun von ihnen den Sprung in die Bürgerschaft geschafft. Denn 
die Rangfolge nach Personenstimmen oben bestätigt meist die 
Parteiliste, weil die oberen Listenplätze oft auch viele Personen-
stimmen erhalten. Relevante Unterschiede zwischen der Plat-
zierung durch die Parteiliste und dem Wählerwillen ergeben 
sich erst weiter unten. Wenn zuerst Personenmandate und da-
nach die restlichen Mandate nach Liste vergeben werden, kom-
men diese Unterschiede jedoch oft nicht mehr zum Tragen. Die 
Pläne von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE Linke stär-
ken also vor allem die Parteilisten und reduzieren den Einfluss 
der Wähler/innen. 

Vorwürfe an das aktuelle Wahlrecht – es verringere die 
Wahlbeteiligung oder benachteilige jüngere Menschen und 
Frauen – bestätigen sich nicht oder nur in geringem Maße (siehe 
mdmagazin Nr. 106, Seite 26). Tatsächliche Probleme wie die 
sogenannte „Fremdverwertung“ oder das „Stimmen-Parado-
xon“, die solche Mischsysteme mit Personen- und Listenstim-
men mit sich bringen können, werden mit den Partei-Vorschlä-
gen dagegen nicht gelöst. Mehr Demokratie will es besser 
machen und bereitet deshalb ein Volksbegehren vor. 

Derzeit (Anfang Juni) werden im Landesverband zwei un-
terschiedliche Modelle intensiv diskutiert. Die einfachste Lö-
sung wäre, nur noch die Personenstimmen zu zählen und auf die 

Listenstimmen zu verzichten. Die Kandidat/innen mit den meis-
ten Stimmen erhalten ein Mandat. Die andere Lösung behält die 
Möglichkeit der Listenkreuze bei: Wer die Liste ankreuzt, wählt 
damit mit je einer Stimme die ersten fünf Personen auf der Liste. 
Die Entscheidung, welches Modell im Volksbegehren vorge-
schlagen wird, fällt erst nach Redaktionsschluss. 

Ein straffer Zeitplan soll dafür sorgen, dass der Volksent-
scheid parallel zur Bundestagswahl 2017 stattfinden kann. Im 
ersten Schritt müssen 5.000 Unterschriften für den Zulassungs-
antrag gesammelt werden, dafür ist Zeit bis Mitte Juli. An-
schließend müssen innerhalb von drei Monaten (August bis 
November) 25.000 gültige Unterschriften für das Volksbegeh-
ren zusammenkommen. Dann könnten die Wähler/innen 2017 
selbst über Änderungen am Wahlrecht entscheiden. Wenn die 
Parteien beim Volksentscheid einen eigenen Entwurf mit zur 
Abstimmung stellen, hätten die Bremer/innen die Wahl zwi-
schen diesem und dem Vorschlag von Mehr Demokratie. /

2006 in Bremen: Mehr Demokratie reicht mehr als 70.000 Unterschriften für das Volksbegehren "Mehr Demokratie beim Wählen“ ein.
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Starke Kommunen: 
ein Zwischenbericht

Demokratie-Arbeit für mehr kommunale Autonomie.

text Karl-Martin Hentschel

Die Bertelsmann Stiftung und die Gewerk-
schaft ver.di, der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund und Mehr Demokratie e.V. 
sitzen an einem Tisch. Allein das ist ein 
Ereignis. Denn gewöhnlich gehen sich die-
se Organisationen jeweils aus dem Weg. 

Vor einem Jahr beschloss die Mitglie-
derversammlung von Mehr Demokratie, 
das Thema „Starke Kommunen“ zu ei-
nem neuen Schwerpunkt zu entwickeln. 
In sehr dezentral organisierten Ländern 
wie der Schweiz oder Dänemark nehmen 
die Menschen „ihre“ Demokratie viel po-
sitiver wahr, die Bürger/innen vertrauen 
„ihren“ Lokal-Politiker/innen viel mehr – 
Anstoß genug für den Verein, das Thema 
auf seine Agenda zu nehmen. 

Ein starkes Netzwerk knüpfen

Bundesvorstandssprecher Ralf-Uwe 
Beck, das verantwortliche Vorstands-
mitglied Karl-Martin Hentschel und Fo
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Geschäftsführer Tim Weber haben zahl-
reiche Gespräche mit Verbänden und 
Kommunalpolitiker/innen geführt – was 
nicht immer einfach war. Immer wieder 
mussten sie erklären, wieso ausgerechnet 
Mehr Demokratie die Kommunen stärken 
will. Viele Kommunalpolitiker/innen ste-
hen dem Verein kritisch gegenüber, weil 
sie Bürgerentscheide nicht als Hilfe, son-
dern als Kritik und Störfaktor für ihre en-
gagierte ehrenamtliche Arbeit empfinden. 

Trotzdem ging es langsam voran. 
Die oben genannten Partner und der 
Deutschen Verein – der Dachverband 
der Sozialverbände – haben sich seitdem 
mehrfach getroffen und ein erstes ge-
meinsames Papier formuliert. Ihr Ziel: 
ein „Netzwerk Starke Kommunen“ zu 
gründen. Den ersten Knotenpunkt dafür 
bildet eine Veranstaltung am 23. Juni. 
Rund 100 Verbände sind geladen, um die 
Netzwerkgründung vorzubereiten. 

Parallel zu diesen Bündnisaktivitäten hat 
Mehr Demokratie die Stärkung der 
Kommunen intern diskutiert, unter ande-
rem im Kuratorium und auf der Jahresta-
gung 2015. Ein eigens eingerichteter  
E-Mail-Verteiler erreicht mittlerweile 
über 200 Abonnent/innen und koordiniert 
den dazu gehörigen Arbeitskreis, der ein 
erstes Thesenpapier erarbeitet hat.

Das Ziel: Mehr Finanzautonomie!

Die Stärke einer Kommune hängt allem 
davon ab, über welche Finanzmittel sie 
verfügt. In der Schweiz oder in Dänemark 
liegt der Anteil der Kommunen an den 
Staatsausgaben drei- bis viermal so hoch 
wie in Deutschland. Es kommt auch darauf 
an, ob die Kommunen ihre Finanzmittel 
frei einsetzen können – und ob sie selbst 
die Höhe ihrer Einnahmen bestimmen. 
Kommunale Finanzautonomie wirkt 
sich erstaunlich positiv aus. Während 
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die meisten Bürger/innen in Umfragen 
zusätzliche Steuern oder Abgaben auf 
Bundesebene sehr kritisch sehen oder 
ablehnen, sehen sie das auf kommunaler 
Ebene völlig anders. Die gleichen Men-
schen, die dem Staat nichts gönnen, 
würden sehr wohl in ihrer Kommune 
mehr Steuern zahlen, wenn dies ihre 
Schulen, Kindergärten, Straßen oder 
Pflegeheime finanziert. 

Besonders intensiv debattierte der 
Arbeitskreis die Frage, aus welchen Ein-
nahmequellen die Kommunen sich am 
besten finanzieren sollten. Die Gewer-
besteuer, die heute die Haupteinnahme-
quelle der Kommunen darstellt, scheint 
für diesen Zweck ungeeignet. Als reine 
Gewinnsteuer sprudelt sie in der Kon-
junktur und versiegt in der Krise. Viele 
Gemeinden hängen von sehr wenigen 
großen Betrieben als Gewerbesteuerzah-
ler ab. Dazu ist sie sehr ungerecht: Nicht 

Karl-Martin Hentschel

Mitglied im Bundesvorstand von 

Mehr Demokratie, Koordinator des 

Projekts „Starke Kommunen“.

selten schwimmt die eine Gemeinde im 
Geld, während die Nachbargemeinde 
sich kaum etwas leisten kann. 

Aus diesen Gründen sollte die volati-
le Gewerbesteuer lieber an das Land oder 
den Bund gehen. Stattdessen sollte sich 
der Anteil der Einkommenssteuer für die 
Gemeinden erhöhen. Die Höhe der Steuer 
müssten die Bürger/innen dann über einen 
Hebesatz mitbestimmen können. Ob sie 
eine neue Schule bauen wollen und da-
für die Steuern erhöhen oder nicht, wäre 
dann ein Thema für den Kommunalwahl-
kampf oder einen Bürgerentscheid.

Schließlich steht der Arbeitskreis 
vor der Frage, wie der Finanzausgleich 
zwischen den Kommunen organisiert 
sein sollte. Denn die Bürger/innen wer-
den kaum bereit sein, ihre kommunalen 
Steuern zu erhöhen, wenn sie anschlie-
ßend das Geld über den Finanzausgleich 
an andere Kommunen abgeben müssten. 

Wenn eine Kommune ihre Einnahmen 
erhöht, dann muss sie das Geld auch be-
halten dürfen. Und wenn die Kommune 
die Steuern oder Abgaben senkt, dann 
muss sie eben mit weniger auskommen. /

AK „Starke Kommunen“ 

Aktuelle Informationen des  

Arbeitskreises finden Sie unter:  

www.mehr-demokratie.de/ 

initiative_starke_kommunen.html

Sie können dort auch die 

Mailing-Liste des Arbeitskreises 

abonnieren und das Thesenpapier 

herunterladen.
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Bundesländer

lassungsantrag, ist bereits angelaufen. 
5.000 Unterschriften werden dafür benö-
tigt. Ziel ist ein Volksentscheid zusam-
men mit der Bundestagswahl 2017.

Hamburg

Das Volksbegehren „Rettet den Volksent-
scheid“ liegt beim Hamburgischen Ver-
fassungsgericht. Bis zum Urteilsspruch 
ruht das Verfahren, weswegen die drei-
wöchige Straßensammlung fürs Volksbe-
gehren, die für Juni geplant war, sich ver-
schiebt. Wenn das Urteil bis zum Herbst 
2016 kommt, kann das Volksbegehren 
noch rechtzeitig stattfinden, damit der 
Volksentscheid auf den Tag der Bundes-
tagswahl im September 2017 gelegt würde. 

tipp Anträge auf Briefeintragung  

zum Volksbegehren können  

trotzdem weiterhin online oder  

schriftlich eingereicht werden,  

für sie gilt die Verfahrenspause  

nicht. Das Landeswahlamt sammelt  

die Anträge und verschickt dann  

die Unterlagen fristgerecht.

Mecklenburg-Vorpommern

Im März war Mehr Demokratie zu einer 
Anhörung im Schweriner Landtag gela-
den, um zur geplanten Reform der 
Volksgesetzgebung zu sprechen. Es geht 
um die Absenkung des Unterschriften-
quorums von 120.000 auf 100.000, also 
rund 7,2 Prozent, Einführung einer fünf-
monatigen Sammlungsfrist, die Herab-

tipp: Bayernweiter Sammeltag am  

16. Juli. Der Landesverband freut sich 

über jegliche Hilfe und Beteiligung!

Berlin

In Berlin läuft seit Anfang Mai die Un-
terschriftensammlung für den Volksbe-
gehrensantrag „Volkentscheid Retten!“, 
der die Verbesserung der direkten Demo-
kratie zum Ziel hat. Bisher konnten inn-
nerhalb von drei Wochen mehr als 15.000 
Unterschriften gesammelt werden. 

Brandenburg

Vor einem Jahr hatte der Landtag die 
Forderungen der erfolgreichen Volksin-
itiative gegen Massentierhaltung noch 
abgelehnt. Doch nun, mit mehr als 
100.000 gültigen Unterschriften im 
Volksbegehren, wäre es zum Volksent-
scheid gekommen, wenn sich das Parla-
ment nicht mit den Initiator/innen auf 
einen Kompromiss geeinigt hätte. Der 
Gesetzesentwurf wurde in veränderter 
Form Mitte April vom Landtag über-
nommen. Auf ihren ersten Volksent-
scheid müssen die Brandenburger/innen 
weiter warten. 

Bremen

Um eine Verschlechterung des Wahl-
rechts im Stadtstaat zu verhindern, star-
tet Mehr Demokratie ein Volksbegehren 
(siehe Artikel Seite 16). Die Unterschrif-
tensammlung für die erste Stufe, den Zu-

Baden-Württemberg

Schon jetzt zeichnet sich ab, dass 2016 
ein Rekordjahr wird, was die Anzahl der 
Bürgerbegehren angeht. Der Landesver-
band plant, die neuen Mitbestimmungs-
rechte auf Landesebene zu nutzen. In der 
Diskussion als Thema für einen Volksan-
trag sind die Einführung von Bürgerent-
scheiden auf Landkreisebene, ein besse-
res Landtagswahlrecht oder (wenn 
möglich) die Ablehnung des Freihandels-
abkommens CETA im Bundesrat. Die 
neue grünschwarze Regierung will das 
Landtagswahlrecht reformieren, den bis-
her einzigen Landes-TTIP-Beirat weiter-
führen und auch Gisela Erler als Staatsrä-
tin für Bürgerbeteiligung für weitere fünf 
Jahre behalten. Der Landesverband will 
diese Versprechen kritisch begleiten und 
eigene Vorschläge einbringen.

Bayern

Das Volksbegehren gegen CETA ist offi-
ziell gestartet (siehe Artikel Seite 14). Es 
soll die bayerische Staatsregierung im 
Bundesrat per Volksentscheid binden. Im 
ersten Schritt gilt es für den Zulassungs-
antrag 25.000 Unterschriften zu sammeln. 

Aktivengruppen in Nürnberg  

und Aschaffenburg. Interessierte  

melden sich bitte bei Hubert  

Baumann für Aschaffenburg  

(hba@hubertbaumann.com), bei Jörg  

Lipp für Nürnberg (jörg.lipp@t-online.de) 

oder im Landesbüro Bayern. 

ländertelegramm
mit Terminen vor Ort
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Bundesländer

setzung des Zustimmungsquorums bei 
einfachen Gesetzen von 33,3 Prozent auf 
25 Prozent. Auf diesen Kompromiss hat-
te sich die große Koalition mit der Links-
partei geeinigt. Obwohl alle anwesenden 
Expert/innen das Unterschriftenquorum 
lieber bei fünf Prozent sähen, wird das 
Paket wohl nicht noch einmal aufge-
schnürt.

In den letzten Monaten wurden 
Volksinitiativen zu den Themen Wind-
energie, Kitagebühren, Wiedereinfüh-
rung einer stillgelegten Bahnstrecke, so-
wie Schließung der Kinderstation eines 
Krankenhauses gestartet. Dieses Instru-
ment entwickelt sich zu einem festen Be-
standteil der politischen Kultur in Meck-
lenburg-Vorpommern. Im Gegensatz zur 
Volksgesetzgebung sind die Hürden für 
Volksinitiativen vergleichsweise niedrig 
(15.000 Unterschriften). Obwohl Volks-
initiativen ein gutes Mittel sind, um ein 
Thema in die öffentliche Debatte zu brin-
gen, haben sie nur äußerst selten unmit-
telbaren Erfolg.

Im Juni wählt der Landesverband auf 
einer Mitgliederversammlung den Vor-
stand neu.

Niedersachsen

Mehr Demokratie hat am 16. Juni im In-
nenausschuss Stellung zur geplanten 
Bürgerbegehrens-Reform genommen. 
Sehr gut bewertet der Verein die Pläne, 
wonach Bürgerbegehren eine aufschie-
bende Wirkung erhalten, der Kostende-
ckungsvorschlag abgeschafft wird und 
die Verwaltung künftig Bürger/innen bei 
der Formulierung von Bürgerbegehren 
beraten muss. 

Prinzipiell positiv sieht der Verein 
auch die beabsichtigte Senkung der Hür-
den bei Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid. Doch fällt sie deutlich zu zaghaft 
aus und sorgt in einigen Städten sogar für 
eine Erhöhung des Unterschriftenquo-
rums! Falsch und unsinnig erscheint die 
Abschaffung der schriftlichen Abstim-
mungsbenachrichtigung. Am schwersten 
wiegt, dass unverändert zahlreiche The-
men ausgeschlossen sind, so dass Bür-
gerbegehren zu vielen wichtigen kom-
munalpolitischen Fragen, zum Beispiel 
Planungsfragen, verboten bleiben.

tipp Die ausführliche Stellungnahme 

finden Sie unter: bremen-nds.mehr- 

demokratie.de/nds-stellungnahme2016.html

Nordrhein-Westfalen

Mehr Demokratie organisiert in Nord-
rhein-Westfalen eine Volksinitiative ge-
gen die Freihandelsabkommen TTIP und 
CETA. Das hat die Mitgliederversamm-
lung am 16. April in Köln entschieden. 
Das Ziel: Nordrhein-Westfalen soll sich 
im Bundesrat gegen eine Ratifizierung 
von CETA und TTIP aussprechen. Um 
das Thema soll im Landtagswahlkampf 
2017 keine Partei herumkommen. 

 Volksbegehren werden in Nordrhein-
Westfalen nicht vereinfacht. Auch woll-
ten sich CDU und FDP nicht auf die von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Pira-
ten befürwortete Senkung des Wahlal-
ters bei Landtagswahlen auf 16 Jahre 
einlassen. Das Demokratie-Paket hätte 
eine Senkung der Unterschriftenhürde bei 
Volksbegehren und eine Abschaffung des 
Finanztabus für die direkte Demokratie 
auf Landesebene enthalten. Bisher dürfen 
Volksbegehren keine Auswirkungen auf 
den Landeshaushalt haben. 

Sachsen

Sachverständige von Mehr Demokratie 
Sachsen haben bei einer Anhörung des 
Innenausschusses zur „Privatisierungs-
bremse“ gesprochen. Anlass war ein Ge-
setzentwurf der Fraktion DIE LINKE.

Am 19. März fand in Dresden der 
Auftakt zur Bürgerdebatte Dresden statt, 
die vom Landesverband organisiert wird. 
Am 28. Mai demonstrierte der Landes-
verband gemeinsam mit 2.000 Menschen 
in Leipzig gegen TTIP und CETA.

Regina Flieger und Rebecka Schlecht 
haben ihr Landesvorstandsmandat nie-
dergelegt. 

Schleswig-Holstein

Am 17. September 2016 startet Mehr De-
mokratie mit einem Bündnis eine Volks-
initiative gegen CETA. Die gerade vom 
Landtag beschlossene elektronische Un-
terzeichnung für die Volksinitiative und 
die freie Sammlung im Volksbegehren 
werden die Initiative erleichtern.

Thüringen

Gemeinsam mit den Fraktionen von Die 
Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen hat Mehr Demokratie ein Gesetz 
erarbeitet, das den Einwohnerantrag, 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheide 
umfassend und neu regelt. Das Gesetz 
wurde bereits im März in den Landtag 
eingebracht, im Mai gab es eine Anhö-
rung und eine Online-Diskussion, nun 
steht es zur Entscheidung an. 2008/2009 
hatte Mehr Demokratie mit einem Volks-
begehren die Hürden für die direkte De-
mokratie in Kommunen senken können. 
Nun werden Bürgerbegehren und Bür-
gerentscheide weiterentwickelt. So wird 
der Gemeinderat bei Bürgerentscheiden 
künftig einen Alternativvorschlag mit zur 
Abstimmung stellen können. Auch die 
Abwahl von Bürgermeister/innen kann 
man künftig per Bürgerbegehren bean-
tragen. Die Information vor einem Bür-
gerentscheid an alle Haushalte wird zur 
gesetzlichen Vorschrift erhoben und ein 
Beratungsrecht für Initiativen eingeführt. 
Für Initiativen in Gemeinden mit mehr als 
10.000 Einwohner/innen wird es sogar 
eine Kostenerstattung geben. Thüringen 
dürfte sich damit an die Spitze der Bun-
desländer vorgearbeitet haben. /

Termine vor Ort

Bayern

Für den 16. Juli ruft der Landesverband 
die Aktiven bayernweit auf, gemeinsam 
Unterschriften für das Volksbegehren zu 
sammeln.

Bremen/Niedersachsen

Regelmäßige Aktiven-Treffen finden in 
Bremen statt, Termine können im Bremer 
Mehr Demokratie-Büro erfragt werden. 

Die nächsten beiden Landestreffen: 
Samstag, 5. November 2016 in Bremen, 
Kulturhaus Walle Brodelpott, 11 bis 16 Uhr, 
Samstag, 18. März 2017 in Hannover, Pa-
villon Lister Meile, 11 bis 16 Uhr.

TIPP Aktuelle Informationen  

aus den Landesverbänden finden  

Sie auch auf deren Internetseiten.
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lich beteiligen sich 50,4 Prozent der 
Wahlberechtigten an Bürgerentscheiden, 
in kleinen Gemeinden liegt die Beteili-
gung sogar bei über 60 Prozent. 

Entwarnung: Bürgerbegehren sind 

keine Gefahr für Flüchtlinge

Ein Thema schlug im letzten Jahr beson-
ders hohe Wellen: Vor dem Hintergrund 
des Flüchtlingszustroms schürten Geg-
ner/innen der direkten Demokratie die 
Angst, dass Bürger- oder Volksbegehren 
Hilfsmaßnahmen für Geflüchtete aus-
bremsen oder verhindern könnten. Ein 
Blick auf die Zahlen widerlegt das: 1996 
bis 2015 fanden insgesamt 33 Verfahren 
zu Flüchtlingsfragen statt. Der Höhe-
punkt liegt – wenig überraschend – im 
Jahr 2015 mit 21 Begehren zu Flücht-
lingsthemen. Das sind sechs Prozent der 
Gesamtzahl für 2015 – weit weniger, als 

die aufgeregte Mediendebatte vermuten 
ließ. Von den Bürgerbegehren, die nicht 
nur angekündigt oder diskutiert, sondern 
tatsächlich eingeleitet wurden, wurden 
47,3 Prozent für unzulässig erklärt. Es 
gab keinen einzigen erfolgreichen Bür-
gerentscheid gegen ein Flüchtlingsheim: 
Eine Abstimmung in Baden-Württem-
berg ging pro Flüchtlingsunterkunft aus, 
zwei weitere in Baden-Württemberg und 
Schleswig-Holstein fanden keine Mehr-
heit. Fazit: Nur keine Aufregung! Die 
Strategie, die direkte Demokratie gegen 
das Flüchtlingsthema auszuspielen und 
sie dadurch in ein schlechtes Licht zu rü-
cken, verfängt nicht. /

Die direkte Demokratie in den Gemeinden wird zur Normalität.

Text anne Dänner

bürgerbegehrens-
bericht 2016

Anne Dänner

Pressesprecherin des Bundesver-

bandes von Mehr Demokratie.

Rund 350 Bürgerbegehren und Ratsrefe-
renden gab es im Jahr 2015. Das sind 
mehr als im gesamten Zeitraum von 1956 
(Einführung der Verfahren im ersten Bun-
desland) bis 1990. Die direkte Demokra-
tie auf kommunaler Ebene ist in vielen 
Bundesländern mittlerweile Normalität. 
Der aktuelle Bürgerbegehrensbericht, der 
fast 5.800 Bürgerbegehren und 1.200 von 
den Gemeinderäten ausgelöste Referen-
den auswertet, zeigt deutlich: Dort, wo 
die direkte Demokratie fair geregelt ist, 
wird sie auch gut genutzt.

Große Unterschiede zwischen ein-

zelnen Bundesländern

Über kommunale Bauprojekte, Bil-
dungseinrichtungen, Verkehrswege oder 
öffentliche Infrastruktur diskutieren und 
entscheiden Bürger/innen inzwischen 
ganz selbstverständlich mit. Doch zeigen 
sich riesige Unterschiede zwischen den 
Bundesländern. Der Bürgerbegehrensbe-
richt berechnet die durchschnittliche 
Nutzung der direkten Demokratie je 
Bundesland. Recht intensiv ist sie in 
Hamburg, Bremen, Berlin und in den 
Flächenländern Nordrhein-Westfalen 
und Bayern. In den Bezirken der Stadt-
staaten kommt es alle ein bis drei Jahre 
zu einem Bürgerbegehren oder Ratsrefe-
rendum, in Nordrhein-Westfalen dauert 
es durchschnittlich 13, in Bayern 16 Jah-
re. Weit abgeschlagen liegt Rheinland-
Pfalz: Dort müssen Bürger/innen durch-
schnittlich 268 Jahre warten, bis sie ein 
Bürgerbegehren erleben. Durchschnitt-

Sie können den Bürgerbegehrens-

bericht 2016 kostenfrei lesen und 

herunterladen unter 

www.mehr-demokratie.de/

bb-bericht2016.html

Bundesländer
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Unsere Aktiven

um Mehr Demokratie sorgt. In all den 
Jahren seiner Mitgliedschaft war unser 
Verein für Paul Kittler ein echtes Her-
zensanliegen. 
Über die Ungerechtigkeit, dass in Mainz 
dreimal so viele Unterschriften nötig sind 
für ein Bürgerbegehren wie im benach-
barten hessischen Wiesbaden, darüber 
konnte sich Paul ärgern. Aber Paul war 
niemand, der sich echauffierte. Mit stoi-
scher Geduld schrieb er bis zum Ende sei-
ner Vorstandsarbeit in Rheinland-Pfalz 
Briefe an Abgeordnete, führte Gespräch 
um Gespräch. Ende 2015 hat sich Paul 
Kittler aus der aktiven Vorstandsarbeit in 
Rheinland-Pfalz zurückgezogen. Kurz 
zuvor hat der Landtag beschlossen, das 
Quorum für Bürgerbegehren in Großstäd-
ten noch einmal zu halbieren. Die große 
Ungerechtigkeit zwischen Hessen und 
Rheinland-Pfalz, die Paul stets umgetrie-
ben und die er immer wieder am Beispiel 
der Nachbarstädte Mainz und Wiesbaden 
erklärte, besteht nicht mehr. /

Am 30. April 2016 ist unser Mitglied 
Paul Kittler im Alter von 78 Jahren an 
den Folgen einer Lungenentzündung 
verstorben. Paul war seit 1996 aktives 
Mitglied von Mehr Demokratie. Der 
Schwerpunkt seiner Arbeit lag in Rhein-
land-Pfalz, wo er viele Jahre dem Lan-
desvorstand angehörte. Erst im Herbst 
letzten Jahres hat sich Paul mit Hinweis 
auf sein fortgeschrittenes Alter aus die-
sem Amt zurückgezogen.

Kennengelernt habe ich Paul bei ei-
ner Sitzung in Frankfurt. Es muss so um 
2008 gewesen sein. Der Raum war etwas 
zu düster gewählt, die Stimmung nicht 
immer gut – aber Paul stach heraus. Sei-
ne Positionen trug er bescheiden, aber 
beharrlich und bestimmt vor. Weder da-
mals noch später habe ich je erlebt, dass 
Paul seine Person in den Vordergrund 
stellte und andere zur Seite drängte. Und 
er mochte es auch nicht, wenn andere 
dies taten. Wenn Paul einen Beitrag for-
mulierte, dann ging es ihm nie um sich, 
sondern stets um die Sache, um das Ar-
gument – um die direkte Demokratie. 

Wenn man, wie Paul es auszeichne-
te, beharrlich ist und keinen Aufwand 
scheut, dann geschehen manchmal klei-

ne politische Wunder. Ohne viel Geld, 
ohne große Kampagne oder aufwändige 
Aktionen, nur mit Argumenten und ei-
ner Unterschriftenliste bewaffnet gelang 
Paul mit einer Handvoll Mitstreiter/in-
nen ein solches Wunder. 2010 plante der 
rheinland-pfälzische Landtag eine Re-
form der Gemeindeordnung, jedoch 
ohne die dringend nötige Überarbeitung 
der Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide. Während ihrer kleinen 
Unterschriftensammlung auf der Land-
tagstreppe hatten Paul und seine Mit-
streiter/innen das Glück, einige maßgeb-
liche Landespolitiker/innen aus den 
Fraktionen zu treffen und zu überzeu-
gen. Diese Gespräche waren Auslöser 
dafür, dass die Hürden für Bürgerbegeh-
ren in Rheinland-Pfalz damals ein gro-
ßes Stück gesenkt wurden.

Paul und ich haben oft gesprochen, 
am Telefon, auf Jahrestagungen, bei 
Mitgliederversammlungen oder Sitzun-
gen des Landesvorstands in Rheinland-
Pfalz. Oft hat Paul sich gefreut über das, 
was Mehr Demokratie erreicht hat, neue 
Vorschläge gemacht und seine Hilfe an-
geboten. Manchmal, in unruhigen Zei-
ten, hat er mir anvertraut, dass er sich 

Alexander Trennheuser

Mitglied im Bundesvorstand von 

Mehr Demokratie.

Paul kittler

In großer Dankbarkeit erinnern 

wir uns an unser langjähriges 

Mitglied Paul Kittler, der am  

30. April 2016 verstarb.

Text Alexander TRennheuser
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Demokratie und Selbstbestimmung 
spielten schon in meiner Kindheit eine 
große Rolle: Meine Eltern (Mutter Leh-
rerin) versuchten die Vorstellungen von 
direkter Demokratie und Mitbestim-
mung Neill Summerhills in unserer Fa-
milie schon früh zu verwirklichen: Es 
fanden wöchentliche experimentelle „Fa-
milienkonferenzen“ statt, die uns Kinder 
immer wieder ermutigten, eigene Be-
dürfnisse zu erkennen sowie Wünsche zu 
formulieren und einzufordern. Im Ge-
gensatz zu anderen aus der 68-er Bewe-
gung wurde Erziehung jedoch nie mit 
„laissez faire“ verwechselt, sondern im 
Sine von „freie Erziehung ist nicht Frei-
heit von Erziehung“ gelebt. Dies führte 
für mich zwangsläufig zu Konflikten mit 
den in dieser Zeit immer noch sehr re-
pressiven (öffentlichen) Schulstrukturen, 
und im weiteren zu manch Auseinander-
setzung mit dem „Lehrkörper“, was mich 

jedoch grundsätzlich in der Überzeu-
gung bestärkte, dass Macht und Führung 
in der Gesellschaft demokratischer orga-
nisiert werden müssen.

Diese Grundsätze versuchte ich dann 
30 Jahre später in meiner eigenen Familie 
meiner Tochter und deren Freunden zu 
vermitteln. In meiner langjährigen Arbeit 
im Elternbeirat einer großen Schule war 
mir die Mitbestimmung der Kinder an re-
levanten Entscheidungen sehr wichtig, 
Mit Unterstützung der Lehrer ermutigten 
wir sie zu eigenständigen Überlegungen, 
Dialektik und einem respektvollen demo-
kratischen Miteinander: „Den Inhalt einer 
Meinung kann man abwerten, die Person, 
die dahinter steht, jedoch nie“!

Ähnlich halte ich es in meiner aktu-
ellen politischen Arbeit bei „Mehr De-
mokratie“: Ich bin grundsätzlich gegen 
Polemik und das „Herunterbrechen“ 
komplexer Zusammenhänge auf eine 
Ebene von „gut“ oder „böse“. Dies hat 
zur Folge, dass für mich in erster Linie 

Aufklärung, Bereitstellung von mög-
lichst objektiven Informationen und ganz 
oft der intensive Dialog mit Menschen 
im Vordergrund steht, auch und gerade 
in der Arbeit am Infostand: Idealerweise 
bewegt dies dann Menschen zu eigen-
ständigem Denken, Reflektieren und 
Handeln, im Sinne Immanuel Kants und 
der Aufklärung: "Habe Mut, dich deines 
eigenen Verstandes zu bedienen!"

Der Ansatz und das Ziel von Mehr 
Demokratie, mit direktdemokratischen 
Instrumenten (unter anderem Volksbe-
gehren und Volksentscheid) politische 
Mitbestimmung und Einflussmöglich-
keit zu gestalten, ist für mich ein kon
struktives   Mittel hierzu. Also: „Fahren 
wir fort mit der Aufklärung!“ /

„Waget zu denken“, 
was ist Aufklärung?1

	 ...lautet das Motto von Jörg Lipp, aktiv im Landesverband Bayern von 

Mehr Demokratie.

unsere aktiven

Jörg Lipp

Mitglied im Landesvorstand 

Bayern von Mehr Demokratie.1 Zitat von Immanuel Kant, 1784
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Bundesweite Volksentscheide

Ansprechpartnerinnen 

Mehr Demokratie e.V.

Katrin Tober (Tel. 0421-79 46 370)

katrin.tober@mehr-demokratie.de

GLS Treuhand

Christiane Altenkamp (Tel. 0234-579 753 51)

christiane.altenkamp@gls-treuhand.de 

Mehr Informationen

www.mehr-demokratie.de/stiftungsfonds.html

Kontoverbindung des Stiftungsfonds

Kontoinhaber: �Dachstiftung für individuelles Schenken

IBAN: DE54 4306 0967 0103 7008 00

BIC: GENODEM1GLS

Bank: GLS Gemeinschaftsbank eG in Bochum

Verwendungszweck: MEHR DEMOKRATIE-Stiftung  

(freie Vermögensspende)

Für eine Schenkung auf Widerruf kontaktieren Sie 

bitte vorab Katrin Tober oder Christiane Altenkamp.

„Geld allein macht nicht glücklich – zumindest nicht, wenn man 
es nur für sich selbst ausgibt.“ So lautet der Einstieg im Jahres-
bericht der GLS Treuhand. Seit 1961 berät und unterstützt sie 
Menschen dabei, ihr Geld für gesellschaftliches Engagement 
einzusetzen. Die GLS Treuhand verwaltet Vermögen unselbst-
ständiger und selbstständiger Stiftungen und seit 2015 auch das 
Vermögen des Mehr Demokratie-Stiftungsfonds. 

Frau Altenkamp, im letzten Jahr wurde der Mehr Demo-

kratie-Stiftungsfonds in der Dachstiftung für individuel-

les Schenken gegründet. Was hat es mit diesem Kon-

strukt auf sich?

Dieses Modell ist besonders flexibel. Falls gewünscht, kann der 
Stiftungsfonds jederzeit zu einer anderen Stiftungsform weiter-
entwickelt werden. Außerdem ist der Stiftungsfonds zur Erfül-
lung seiner Stiftungszwecke nicht alleine auf die anfallenden 
Erträge angewiesen. Auch Teile des Vermögens können für die 
gewünschten Zwecke eingesetzt werden.

Warum lohnt es trotz der herrschenden Niedrigzinsphase, 

den Stiftungsfonds zu unterstützen?

Das Besondere an der Dachstiftung ist ihre gemeinschaftliche 
Vermögensanlage. Insgesamt verwalten wir ein Volumen von 
33 Millionen Euro. Wir haben damit einen größeren Spielraum 
als andere Stiftungen. Wir können in deutlich mehr Bereiche 
investieren und die Risiken ganz anders streuen, je mehr Ver-
mögen vorhanden ist. Außerdem verteilen wir das Vermögen 
auf unterschiedliche Anlageklassen. Im Gegensatz zum allge-
meinen Markttrend konnten wir 2015 mit 3,6 Prozent pro Jahr 
eine sehr gute Rendite erzielen, nach 3,4 Prozent in 2013 und 
2014. Insofern: Es lohnt sich! Das Gemeinschaftsmodell funk-
tioniert sehr gut.

Wenn Menschen sich mit dem Gedanken tragen, den Mehr 

Demokratie-Stiftungsfonds zu unterstützen: Worauf ist zu 

achten und welche Möglichkeiten einer Förderung gibt es?

Für sich selbst sollte man Klarheit schaffen, welche Art der För-
derung man wünscht. Zunächst gibt es die Freie Vermögens-

spende zum Verbrauch. Anders als normale Spenden müssen 
diese nicht zeitnah verwendet werden. Sie dienen wie die Ver-
mögensstock-Spenden dem Aufbau des Stiftungsvermögens. 
Allerdings fließen sie in den verbrauchbaren Vermögensteil. 
Das heißt, sie können bei Bedarf für den Stiftungszweck aufge-
braucht werden. Das geht bei Spenden in den Vermögensstock 
(sogenannten Zustiftungen) nicht. Sie erhöhen den Stiftungs-
stock, der auf Dauer zu erhalten ist. Für die Arbeit von Mehr 
Demokratie stehen dann ausschließlich die Erträge zur Verfü-
gung. Gleiches gilt für die Schenkung auf Widerruf, eine Option 
mit Geld-zurück-Garantie. Sie ist geeignet für Menschen, die 
mit einem Teil ihres Vermögens gerne etwas Gutes tun möch-
ten, sich aber noch nicht sicher sind, ob sie das Geld später doch 
noch benötigen. Die Schenkung kann bei Bedarf jederzeit mit 
einer Frist von drei Monaten widerrufen werden. /

Stiften, spenden, 
schenken

Wie funktioniert der Mehr Demokratie-Stiftungsfonds? Christiane 

Altenkamp, Kundenbetreuerin bei der GLS Treuhand, im Gespräch 

mit Katrin Tober.
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Im 17. Jahrhundert verschärfte sich in 
den Landsgemeindeorten* Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Zug und Appenzell die po-
litische und wirtschaftliche Ungleich-
heit. Die Räte* und deren „Gottesgna-
dentum“ wurden gestärkt, die Diskrepanz 
zwischen reich und arm wuchs. Die Geg-
ner und Opfer dieser Oligarchisierung* 
fanden zu einem landsgemeindlichen 
„Egalitarismus“. Jeder in „Ehr und 

gegen die „GroSShansen“

Die schweizerischen Landsgemeindekonflikte des 18. Jahrhunderts  

als Ausdruck des Kampfes für mehr direkte Demokratie.

Text dr. Fabian Brändle

Die Fassadenmalerei am Appenzeller Rathaus zeigt Motive aus den Befreiungskriegen im Spätmittelalter und in der Mitte eine 

Darstellung der Landsgemeinde, die noch heute jedes Jahr am letzten Sonntag im April abgehalten wird. Foto: Wikimedia Commons

Wehr“ stehende Landmann* durfte die 
Landsgemeinde besuchen, und jeder war, 
zumindest theoretisch, wählbar. 

Wirtschaftliches Elend und Endzeit-

stimmung

Apokalyptisch anmutende Weissagungen 
verschiedener Autorinnen und Autoren 
spiegelten die krisenhafte Situation in 
den Landsgemeindeorten wieder. Besse-

rung stand laut dieser Texte erst dann in 
Sicht, wenn die Menschen eine religiö-
se Umkehr vollzögen. Die Laster der als 
dekadent wahrgenommenen Oligarchen 
müssten bekämpft; der Solddienst, des-
sen Erträge als „Blutgeld“ bekannt wa-
ren, aufgegeben werden. Mit Wilhelm 
Tell* stand eine dicht memorierte Figur 
gleichsam im Halbschlaf bereit, diese 
Umkehr ein- und für allemal zu bewerk-
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eine Scharnierposition. Sie wussten 
um die Sorgen der Landleute und setz-
ten – im Grunde genommen elitär-pa-
ternalistisch – Geldmittel, ein, um ihre 
Anhänger kurzfristig zu mobilisieren 
und bei der Stange zu halten. Laurenz 
Wetter (Kanton Appenzell Ausserrho-
den), selbst ein erfolgreicher Kaufmann, 
frequentierte gerne und oft die Wirts-
häuser, um den Gästen dann und wann 
eine Runde teuren Weins zu spendieren. 
Die Wirte konnten leicht Gerüchte wei-
terverbreiten oder gelegentlich willent-
lich selbst eines streuen. Im Kommuni-
kationszentrum Wirtshaus redeten die 
Landleute über ihre Sorgen, kritisierten 
die Obrigkeit. Das Gasthaus war ein Ort, 
wo sich ansonsten versteckt artikulierte 
Herrschaftskritik in Erfahrung bringen 
ließ. Stadler ritt, wie es scheint, phasen-
weise von Wirtshaus zu Wirtshaus, um 
seine Beobachtungen und Pläne zu kom-
munizieren. Er war derart mobil, dass er 
gar im Ruche der Zauberei stand. Auch 
Wetter und Pfyl zeichneten sich durch 
eine intensive Reisetätigkeit aus, wäh-
rend Schumacher eher im eigenen Haus 
politisierte. 

Pfyl und Sutter gingen in der Nut-
zung der Gasthäuser noch einen Schritt 
weiter: Sie schenkten in ihren Wirtshäu-
sern viel Wein aus. Die Schwyzer Har-
ten* sangen dabei Freiheitslieder. Auf 
diese Weise verstärkte sich die Solidari-
tät jenseits von Nachbarschaft und Dorf, 
die Hierarchien außer Kraft setzte und 
gleichzeitig den Übergang von einer Oli-
garchie zur Demokratie symbolisierte. 
Stadler las in Wirtshäusern aus Urkun-
den sowie aus Flugschriften vor und ver-
breitete auf diese Art Wissen, das davor 
gelehrten und reichen Leuten vorbehal-
ten war. 

Stadler und Pfyl ließen in Archiven 
systematisch nach alten Rechtstiteln su-
chen, Schumacher und Stadler nahmen 
Druckereien in ihren Dienst. Dies unter-
scheidet die Genannten von Anführern 
klassischer Untertanenrevolten, denen 
Druckerpressen nicht zugänglich waren. 
Selbst Joseph Anton Sutter, der aus eher 
schriftfernem Milieu stammte, veran-
lasste, bereits in der Emigration, den 

* Alle mit Sternchen gekennzeichneten 
Wörter finden Sie im Glossar auf Seite 
29 erklärt.

Druck zweier Gesuche um einen recht-
mäßigen Prozess, um diese in Appenzell 
Innerrhoden zu verteilen. Das zweite 
Schreiben geriet zum Fanal der „Gonte-
ner Revolte“*. Die von den Charismati-
kern und ihren Anhängern verfassten 
Texte politisierten die Landleute, die 
jetzt nicht mehr auf den gnädigen Einlass 
in Archive hoffen mussten, um die 
Rechtslage eruieren zu können.

Aufstand, kein Krieg

Bemerkenswert ist, dass Aufrufe zur 
physischen Vernichtung der Gegner 
weitestgehend fehlten. Zwar waren 
die Konflikte phasenweise von Schlä-
gereien zwischen den rivalisierenden 
Gruppierungen gekennzeichnet, die An-
stiftung dazu kam aber nur selten von 
den Charismatikern. Wohl animierten 
Stadler, Pfyl und Sutter ihre Anhänger 
zu mehreren „unruhigen Landsgemein-
den“, an denen Rivalen niedergeschrien 
und dann und wann auch niedergeknüp-
pelt wurden, der Einsatz von Knüppeln 
war jedoch weit mehr Drohgebärde als 
Wille zur physischen Vernichtung des 
Gegners. Dass die Volksbewegungen 
mehrmals symbolisch hoch wichtige 
Orte wie Rathäuser oder Rathausvor-
plätze besetzen konnten, zeigt, wie fra-
gil die oligarchische Herrschaft war, die 
weder auf ein stehendes Heer noch auf 
schützenden Stadtmauern zurückgreifen 
konnte. Es wäre den Landsmannschaft-
lern ein Leichtes gewesen, die symbo-
lische Gewalt in physische Vernichtung 
umzuwandeln – das haben sie aber nicht 
getan, weil Gewalt nicht im Sinne einer 
gelebten Demokratie ist, sei sie auch so 
vormodern wie die Landsgemeindede-
mokratie.

Vom Aufstand zum politischen Pro-

gramm

Die Charismatiker formten die Forderun-
gen nach Transparenz und Gleichteilung 
der Pensionen, die Kritik an den „Häup-
tern“ und deren Lebensstil sowie das ge-
nerelle Gefühl des Niedergangs, die im 
Volk kursierten, zu einem einheitlichen 
Programm. Ein Beispiel dafür sind die 
elaborierten Traktate des Paters Chrysos-

stelligen. Die einfachen Leute dichteten 
die spätmittelalterliche Tellsgeschichte 
um. Nicht mehr die „fremden Vögte“ 
galt es zu bekämpfen, sondern die eige-
nen Tyrannen, die Oligarchen also.
 
Frühe Demokratiebewegung gegen 

die Oligarchen

Im 18. Jahrhundert wurden die Kantone 
Schwyz, Zug und die beiden Appenzell 
von insgesamt sechs größeren Landsge-
meindekonflikten erschüttert. Charisma-
tische Führungspersönlichkeiten standen 
an der Spitze „demokratischer“ Bewe-
gungen, die einige Jahre lang erfolgreich 
gegen die Oligarchen kämpften, um die 
Rechte der Landsgemeinde wieder her-
zustellen. Zu diesen Rechten gehörten 
die Wahl der Landesbeamten, das Erlas-
sen von Gesetzen als höchste Instanz und 
die Entscheidung über Bündnisse oder 
Krieg und Frieden. Im Umkreis dieser 
Charismatiker entstanden politische 
Traktate, welche die Souveränität der 
Landsgemeindeorte auch theoretisch zu 
unterfüttern versuchten. Sie nahmen sich 
französische Souveränitätstheoretiker 
wie Jean Bodin zum Vorbild, der eigent-
lich die Allmacht des Fürsten stärken 
wollte, aber auch Demokratien die Sou-
veränität zubilligte und somit nolens vo-
lens zum Vordenker der Landsgemeinde-
demokratie avancierte. 

Zwar scheiterten die von mir in mei-
ner Dissertation untersuchten fünf Cha-
rismatiker und ihre zahlreichen Anhän-
ger. Doch manche ihrer Errungenschaften 
überdauerten die oft gewaltsam zu Tode 
Gebrachten, stärkten die Landsgemeinde 
insgesamt und wurden schließlich zum 
Vorbild für die direktdemokratischen 
Bewegungen des 19. Jahrhunderts.

Wie schafften es die Protagonisten, 

eine Bewegung zu formieren? 

Joseph Anton Stadler (Kanton Schwyz), 
Carl Dominik Pfyl (Kanton Schwyz) 
und Joseph Anton Sutter (Kanton Ap-
penzell Innerrhoden) hatten als Wirte 
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tomos Stadler, Bruder von Joseph Stad-
ler, der Jean Bodins Souveränitätslehre 
und Francicso Suárez’ Translationslehre 
adaptierte, um die höchste Gewalt der 
Landsgemeinde theoretisch zu beweisen. 
Die „Souveränität“ war nach Jean Bodin, 
dem Vordenker absoluter Fürstengewalt, 
unteilbar: Wer sie innehatte, definierte 
die Staatsform. Folglich war die Lands-
gemeinde – und kein wie auch immer be-
setzter Rat – der Souverän. Die Landsge-
meinde allein könne Gesetze beschließen 
und Recht sprechen. Pater Stadler sakra-
lisierte die Landsgemeinde als von Gott 
persönlich eingesetzte „höchste Gewalt“, 
seine Ideen wurden denn auch als „neue 
Theologie“ bekannt und verfolgt. 

Schumacher beließ es bei den exeku-
tiven Kompetenzen, über Bündnisse, 
Krieg und Frieden zu befinden, während 
der Appenzell Innerrhoder Pfarrer Sutter 
den versammelten Landleuten auch die 
richterliche Kompetenz zubilligte. Pfarrer 
Sutter schrieb eine Verfassung nieder, in 
die Gedankengut der französischen Revo-
lution einfloss. Schumacher druckte seine 
Bekenntnisse zum „status democraticus“, 
während die Texte der beiden Geistlichen 
Stadler und Sutter handschriftlich über-
liefert sind. Auch von diesen existierten 
mehrere Kopien, die Ideen erreichten also 
Interessierte durchaus, zumal in den 
Landsgemeindeorten ohnehin eine be-
merkenswert große Zahl von Pasquillen* 
und Lobgedichten kursierten. Für die 
grundsätzlich demokratischen Überzeu-
gungen der Charismatiker spricht auch, 
zumindest bei Stadler und Pfyl, dass sie 
sich für aufständische Untertanen einsetz-
ten. Stadler half den überwiegend evan-
gelisch-reformierten revoltierenden Tog-
genburger/innen gegen den Fürstabt* von 
St.  Gallen, während Pfyl die Einsiedler 
„Waldleute“ in deren Kampf gegen den 
dortigen Fürstabt unterstützte. 

Die Landsgemeinde als Mythos und 

Bezugspunkt

Wir kommen zu einem Ausblick. Ein 
erster Vergleich drängt sich auf, mit 
den „demokratischen Bewegungen“ der 
1830er Jahre, zu denen momentan in-
tensiv geforscht wird. Allem Anschein 

nach haben auch in diesen Bewegungen 
einzelne Persönlichkeiten eine heraus-
ragende Rolle gespielt. Der Historiker 
Martin Schaffner erwähnt beispielswei-
se den Rheintaler Wirt Josef Eichmüller, 
genannt „Nagler Sepp“, der sich vehe-
ment für die Volkssouveränität einge-
setzt hat. In seiner Sprache verwendete 
Eichmüller Begriffe wie „Souveränität“, 
„Volk“ oder „reine Demokratie“. Damit 
meinte er die Einwohner des Rheintals, 
denn im Grunde genommen waren ihm 
abstrakte Formulierungen fremd. Was 
den Grad seiner Theoriebildung angeht, 
ist Eichmüller seinen Vorgängern aus 
den Landsgemeindeorten des Ancien 
Régime, namentlich Stadler und Schu-
macher, nicht gewachsen. Er mobili-
sierte seine Landsleute, er organisierte 
Versammlungen ebenso meisterhaft 
wie einen Marsch von mit Knüppeln 
bewaffneten Männern nach St. Gallen 
zum dortigen Parlamentsgebäude. An-
ders als in den Landsgemeindeorten gab 
es im Rheintal keine institutionalisierten 
Volksversammlungen. Eichmüller und 
andere „Volksmänner“, so der bemer-
kenswert kontinuierliche Quellenbegriff, 
mussten ein solches Forum erst schaffen. 
Kein Wunder, dass sie sich jeweils an der 
Landsgemeinde eines Nachbarorts ori-
entierten. Der Begriff der Landsgemein-
de, so Schaffner, „evozierte zum einen 
das Bild der politischen Beteiligung aller 
und zum anderen die Vorstellung der ri-
tualisierten Form, in der dies geschah“. 
Eichmüller importierte gleichsam die 
Idee der klassischen Landsgemeindede-
mokratie, indem er die entsprechende 
Tradition fand und diesen Fund kommu-
nizierte. Dies tat er, indem er im Herbst 
1830 den Landsgemeindestuhl von 1802 
herbeischaffte, um die Versammlung 
kurzerhand als „Landsgemeinde“ zu de-
klarieren. /

Dr. Fabian Brändle

Historiker, forscht und publiziert 

zur Geschichte der Volkskultur 

und der demokratischen Bewe-

gungen sowie zur Sozialgeschich-

te des Sports.
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Glossar 

Landmann

Im Unterschied zum Untertanen oder einem rechtlosen 

Fremden, ist der Landmann ein politisch vollberechtigter 

Bürger. Er ist in der Landwirtschaft tätig.

Landsgemeindeort

Ort mit Landsgemeindeverfassung. Landsgemeinden bilde-

ten sich seit dem Mittelalter in der ländlichen Schweiz. Im 

Zentrum steht die Versammlung der stimmfähigen männli-

chen Bewohner, die auch wählte, verwaltete und Recht setzte. 

Sie ging aus der Gerichtstagung des Landammanns hervor. 

Fürstabt

Abt eines Klosters und zugleich weltlicher Herrscher eines 

Gebietes. Das Kloster St. Gallen etwa besaß im Mittelalter 

eine bedeutende Grundherrschaft, überdauerte die Reforma-

tion und wurde im 18. Jahrhundert Ziel von Volksaufständen.

Gontener Revolte

In der Appenzeller Gemeinde Gonten kam es in den 1780er 

Jahren zur Revolte, nachdem der aus dem Volk gewählte 

Landammann und Reichsvogt Joseph Anton Sutter wegen 

angeblichen Landesverrats abgesetzt, verfolgt und schließ-

lich zum Tode verurteilt wurde.

Pasquill

In der frühen Neuzeit, als die Begriffe Flugblatt und Flug-

schrift noch nicht existierten, wurden auch diese als Pasquill 

bezeichnet, wenn sie durch eine tendenziöse Darstellung 

Meinungen beeinflussen sollten. Heute wird darunter eine 

Schmäh-, Spottschrift oder schriftlich verbreitete Beleidi-

gung verstanden.

Vor allem in den Wirthäusern 

versammelten sich die 

frühdemokratischen Kämpfer, 

um zu diskutieren und um 

Neuigkeiten auszutauschen. 

Foto: Patrik M. Loeff  

(CC BY-NC-ND 2.0)

Räte

Behördenmässig organisierte Leitungs- und Verwaltungsaus-

schüsse in den Landes- und Gemeindeverbänden. Durch Äm-

terkauf und -erbe entwickelten sie sich in der frühen Neuzeit 

zu aristokratischen („oligarchischen“) Machtzentren, die den 

Einfluss der Landsgemeinden zurückzudrängen suchten und 

zogen dadurch die Wut der Bevölkerung auf sich. 

Schwyzer Harten

Die Harten waren eine im 18. Jahrhundert aktive Partei in der 

Schwyz, die gegen die spanische und habsburgische Herr-

schaft und lokale Oligarchen stritt. Ein prominenter Vertreter 

war Karl Dominik Phyl.

Tellsgeschichte

Wilhelm Tell, der legendäre Schweizer Nationalheld, verdankt 

seine internationale Bekanntheit Friedrich von Schillers 

gleichnamigen Drama. Er soll im Mittelalter den Freiheits-

kampf der Schweizer gegen die habsburgische Herrschaft an-

geführt haben. Ob er wirklich gelebt hat, ist umstritten.

Vögte

Herrschaftsvertreter in einem bestimmten Gebiet (Vogtei) 

mit umfassenden Kompetenzen in der Verwaltung sowie im 

Gerichts- und Militärwesen.

Quelle: Historisches Lexikon der Schweiz 

(www.hls-dhs-dss.ch), eigene Recherchen

grundlagen
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omnibus für direkte demokratie

von der notwendigkeit

Johannes Stüttgen erläutert im Interview mit Andrea Adamopoulos, warum  

gerade die großen Zukunftsfragen künstlerisch zu betrachten sind.

FRagen Andrea Adamopoulos
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Utopie, sondern es ist die Forderung des Rechts, der Gerechtig-
keit. Und die meldet sich global bei immer mehr Zeitgenossen 
an. Sie lässt sich nicht mehr verdrängen. Die Forderung nach 
Gerechtigkeit drückt sich handfest aus in der Tatsache, dass 
ganz Afrika in den Startlöchern steht, um nach Europa zu ge-
hen, weil hier Wohlstand herrscht. Was sich da anzeigt, ist eine 
Zukunftsentwicklung, die man mit hohen Mauern und Stachel-
drahtzäunen auf die Dauer nicht lösen kann. Das wird auf Ge-
walt hinaus laufen.

Läuft nicht ganz Afrika und ganz Indien in Europa auch 

auf Gewalt hinaus?

Es läuft zunächst einmal auf die genaue Beschreibung dieses 
Gefälles hinaus. Und auf die Frage, wie wir mit diesem Gefälle 
menschlich umgehen werden. Wir sind aufgefordert, genau die-
ses Problem zu lösen und stoßen jetzt, gemessen an dem, was 
wir können, den Systemfähigkeiten, an unsere Grenzen, das 
heißt, wir sind völlig überfordert, wir haben keine Antwort auf 
diese globale Frage.

Was ist dann der nächste kleine Schritt? Ich meine nicht 

eine plötzliche Idee, wie es gehen kann.

Richtig. Ich warne vor den plötzlichen Ideen, wie es gehen kann, 
die sind meistens illusionistisch. Ich schlage vor, die Sache 
künstlerisch zu betrachten. Solange wir uns immer nur auf unse-
re Fähigkeiten berufen, bleiben wir beim Status Quo und beurtei-
len die Zukunft mit den Kriterien der Vergangenheit. Der Künst-
ler macht es genau umgekehrt. Ein Künstler, der vor einem Werk 
steht, was er ausführen möchte, weiß erst einmal nicht, wie es 
geht. Er spürt nur in sich einen absoluten Drang, eine künstleri-
sche Notwendigkeit, der er nicht ausweichen kann.

Diese Notwendigkeit wird seine künstlerische Not, und in 
dem er diese Not in sich selbst realisiert, stößt er auf neu zu er-
werbende Fähigkeiten, er stellt bei sich selbst Bedingungen her, 
Bedingungen für die Aussicht auf neue Fähigkeiten, die sich 
unterwegs erst zeigen. Das ist der Kerngedanke, der mich dazu 
bringt zu sagen: Wir müssen die Sache vom Begriff der Kunst 
aus betrachten. Alles andere ist eine Vergangenheitslogik, die 
immer nur auf das schaut, was man schon kann. /

In unserem letzten Interview sagtest du am Ende, wir 

müssten von Notwendigkeiten ausgehen, nicht von be-

reits vorhandenen Fähigkeiten. Die nötigen Fähigkei-

ten würden dann erst entstehen. Kannst du das etwas 

konkreter fassen?

Nimm zum Beispiel den berühmten Ausspruch der Bundes-
kanzlerin „Wir schaffen das!“, vor dem Hintergrund der Flücht-
lingskrise. Diese Äußerung habe ich, anders als viele öffentli-
che Einschätzungen, aufgefasst als: „Wir müssen das schaffen!“. 
Wir kommen nicht darum herum, wir müssen mit der Flücht-
lingskrise fertig werden. Ob die Kanzlerin den Satz so gemeint 
hat, kann ich nicht beurteilen, aber ich fasse ihn so auf.

Das bedeutet, dass die Aussage „Wir können es aber nicht, 
wir haben keine Möglichkeiten, uns fehlen sämtliche Instru-
mentarien und Fähigkeiten“, kein Argument ist, sondern ledig-
lich den Gesichtspunkt der Notwendigkeit ausblendet. Das halte 
ich für fatal. Der Gesichtspunkt der Notwendigkeit steht an er
ster Stelle und erst daraus ergibt sich die Frage „Aber wie?“. 

Wenn wir unsere bereits vorhandenen Fähigkeiten – bezie-
hungsweise die Fähigkeiten des Systems – als Ausgangspunkt 
nehmen, leugnen wir Notwendigkeiten, die etwa eine Zukunfts-
perspektive mit ins Spiel bringen. 

Die Flüchtlingskrise?

Die Flüchtlingskrise ist in der Tat ein Lichtblick in eine Zu-
kunft! Die Tatsache, dass Menschen endlich Ansprüche anmel-
den, die sie unter den herrschenden Systembedingungen aber 
nicht erfüllt bekommen können. Das führt uns unmittelbar vor 
Augen: Den einen geht es wunderbar, auf Kosten von Vielen, 
die daran zugrunde gehen. Global betrachtet ist das die Situa
tion, mit der wir es zu tun haben.

„Wir müssen das schaffen!“ meint also, wir müssen uns 

jetzt damit befassen, wie wir mit Flüchtenden umgehen, 

im Sinne einer globalen Gerechtigkeit?

Letztlich ja. Denn was sich da anmeldet, ist eine Not. Und diese 
Not wird zunehmen. Die Flüchtlingskrise in Europa ist Symbol 
einer globalen Fragestellung. Die kann man vor sich herschie-
ben und auch ausblenden, verdrängen, aber wir wissen doch 
ganz genau, dass sich die Sache immer weiter zuspitzt.

Inwiefern spitzt es sich weiter zu?

Die Menschen werden auf Dauer nicht mehr bereit sein, bei zu-
nehmendem Bewusstsein und bei fortschreitenden technischen 
Möglichkeiten, den Wahnsinn, den Terror, den sie in den Dikta-
turen erleiden müssen, auf Dauer zu ertragen. Sehr viele Men-
schen werden mit gutem Grund sagen: „Nein, wir möchten 
ganz genau so wie andere auch teilhaben an einem menschen-
würdigen Leben!“ Was ich hier beschreibe, ist kein Ideal, keine 

Johannes Stüttgen

Künstler, Mit-Initiator des OMNIBUS FÜR DIREKTE 

DEMOKRATIE.

Andrea Adamopoulos

langjährige Mitarbeiterin des OMNIBUS.

omnibus für direkte demokratie
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Italien

Das Referendum über weniger Öl- und 
Gasförderungen in küstennahen Gebieten 
ist am Quorum gescheitert, obwohl knapp 
86 Prozent der Abstimmenden gegen die 
Verlängerung der entsprechenden Förder-
lizenzen votierten. 30 Prozent der Stimm-
berechtigten gingen an die Urnen, doch 
das Beteiligungsquorum liegt bei 50 Pro-
zent. Damit teilt dieser Volksentscheid 
das Schicksal der 27 weiteren Vorlagen 
der letzten 20 Jahre. Das Scheitern ist ein 
Sieg für die Regierung von Ministerpräsi-
dent Matteo Renzi, der indirekt zum Boy-
kott des Referendums aufgerufen hatte.

Derselbe Regierungschef wünscht 
sich eine maximale Beteiligung seiner 
Landsleute im Oktober, wenn seine 
Wahlrechtsreform vors Volk kommt. In 
Italien müssen Verfassungsänderungen 
per Referendum bestätigt werden.

Niederlande 

Die Niederländer/innen entschieden am 
6. April über das von allen übrigen sie-
benundzwanzig EU-Mitgliedsstaaten ra-
tifizierte Assoziierungsabkommen, wel-
ches eine engere wirtschaftliche und 
politische Zusammenarbeit mit der Ukra-
ine vorsieht. Die Beteiligung an dem Re-
ferendum, das von europakritischen 
Gruppen initiiert wurde, lag bei 32,2 Pro-
zent. Nach Angaben des Wahldienstes 
wiesen 61,1 Prozent der Abstimmenden 
das Abkommen zurück. 38,1 Prozent wa-
ren dafür. Das Ergebnis ist zwar rechtlich 
nicht bindend, dennoch hat die Regierung 
die Ratifizierung vorerst auf Eis gelegt.

Senegal

Am 20. März stand im Senegal eine 
Verfassungsreform der Regierung unter 
Präsident Macky Sall zur Abstimmung. 
Vor allem die Verringerung der Amts-
zeit des Präsidenten von sieben auf fünf 

Jahre wurde hitzig diskutiert. Mit einer 
Beteiligung von rund 40 Prozent stimm-
ten 63 Prozent der Senegales/innen mit 
Ja. Somit wurden die Änderungen in 
Bezug auf den Status der Opposition, 
neue Rechte für die Bürger/innen, die 
Etablierung eines neuen Rats für die 
Bezirksebene und Regelungen zum 
Grundbesitz angenommen.

Sudan

Im sudanesischen Darfur konnten Mitte 
April rund 3,5 Millionen registrierte 
Wähler/innen über das künftige Verwal-
tungsmodell der Konfliktregion abstim-
men. In dem Referendum ging es um die 
Frage, ob fünf Einzelstaaten zu einem 
einzigen Bundesstaat zusammen geführt 
werden sollen. Fast 98 Prozent der Teil-
nehmenden lehnten dies ab, wonach die 
bisherige Struktur erhalten bleibt. Ein 
geeintes Darfur war lange eine Forde-
rung der ethnischen Minderheiten gewe-
sen. Die Opposition hatte das Referen-
dum boykottiert, da die Beteiligung der 
vielen Vertriebenen nicht geklärt war. 
Auch die US-Regierung erklärte, dass 
unter den aktuellen Bedingungen kein 
glaubwürdiges Meinungsbild der Bevöl-
kerung gegeben sei.

Ungarn

Zum ersten Mal seit dem Amtsantritt von 
Viktor Orbán vor sechs Jahren zeichnete 
sich in Ungarn eine Volksabstimmung ge-
gen den ausdrücklichen Willen des rechts-
konservativen Ministerpräsidenten ab. 
Das Volksbegehren, initiiert durch die 
Partei der Sozialisten, sprach sich für die 
Sonntagsöffnung aller Geschäfte aus. Es 
richtete sich damit gegen die jüngste Än-
derung des Ladenschlussgesetzes. Auf-
grund des Drucks durch den bevorstehen-
den Volksentscheid kam die Regierung 
jedoch den Initiatoren zuvor und über-

nahm das Volksbegehren, indem sie die 
Sonntagsöffnung wieder zuließ. 

Das von der Regierung initiierte Re-
ferendum über die EU-Flüchtlingsquote 
(siehe mdmagazin Nr. 108) wird im 
Sommer oder Herbst dieses Jahres statt-
finden. Das Oberste Gericht genehmigte 
die Abstimmung, die Opposition ruft 
zum Boykott auf. Ob das Ergebnis Gül-
tigkeit haben wird, ist noch offen.

Venezuela

Rund 2,5 Millionen Unterschriften ha-
ben die Oppositionsparteien für die Ab-
setzung des Präsidenten Nicolás Maduro 
gesammelt. 1,85 Millionen davon hat der 
Nationale Wahlrat bereits überprüft. Für 
die erste Stufe zum Referendum wären 
im ersten Schritt nur rund 195.000 Unter-
schriften nötig gewesen. In der zweiten 
Stufe müssen binnen drei Tagen knapp 
vier Millionen Venezolaner/innen unter-
schreiben, das entspricht 20 Prozent der 
Wahlberechtigten. Die Initiatoren hof-
fen, dass das Referendum vor Jahresende 
durchgeführt werden kann, da ansonsten 
auch bei einem Erfolg laut Verfassung 
der Vizepräsident die Amtsgeschäfte 
übernähme, ohne dass es zu vorzeitigen 
Neuwahlen kommt.

Schweiz

Am 5. Juni haben die Schweizer/innen un-
ter anderem über ein bedingungsloses 
Grundeinkommen abgestimmt. Knapp ein 
Viertel der Abstimmenden votierten für 
die Vorlage. Ebenfalls abgelehnt wurden 
die Initiative „Pro Service Public“, die 
sich gegen Profitorientierung im öffentli-
chen Sektor richtete, und ein Vorstoß zur 
Verwendung der Mineralölsteuer aus-
schließlich für den Straßenverkehr. Ange-
nommen haben die Schweizer/innen die 
Bundesgesetze zur Präimplantationsdiag-
nostik und für schnellere Asylverfahren. /

kurz notiert

kurz notiert
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rezension

Der Band „Die unvollendete Direkte De-
mokratie – 1984-2015: Texte zur Schweiz 
und darüber hinaus“ von Andreas Gross 
behandelt aktuelle Probleme der reprä-
sentativen sowie der direkten Demokratie 
und zeigt mögliche Lösungswege auf. 
Das knapp 400 Seiten umfassende Buch 
beinhaltet gut 80 Zeitungsartikel und Es-
says des Autors aus den letzten 32 Jahren. 
Es beschreibt in neun Kapiteln die Ge-
schichte, Veränderungen, Probleme und 
Chancen der direkten Demokratie der 
Schweiz und versucht diese auf die globa-
lisierte Welt zu übertragen. 

Die ersten vier Kapitel des Buches 
bieten einen guten Überblick über die 
Geschichte und Veränderungen der di-
rekten Demokratie in der Schweiz. Die 
verschiedenen Texte aus mehreren Jahr-
zehnten verdeutlichen den Wandel im 
praktischen Gebrauch der direkten De-
mokratie besonders gut.

In den Kapiteln 5 und 6 beschreibt 
Gross aktuelle Probleme der direkten 
Demokratie in der Schweiz, beispiels-
weise Volksinitiativen, die den Grund- 
und Menschenrechten nicht entsprechen. 
Gross regt daher die Einführung eines 
Gerichts zur Prüfung des Inhalts von 
Initiativen an.

Die Kapitel 7 bis 9 befassen sich mit 
der direkten Demokratie in den USA 
–  insbesondere in den Bundesstaaten 
Oregon und Kalifornien – sowie in 
Deutschland und der EU. Der Fokus liegt 
dabei darauf, wie die direkte Demokratie 
und die EU einerseits und die globalisier-
te Welt andererseits einander positiv be-
einflussen können. 

könne die direkte Demokratie leisten. 
Gross betont daher mehrmals seine 
Schlussfolgerung, dass die EU und die 
direkte Demokratie aufeinander ange-
wiesen seien. 

Der Autor zeigt, dass die Einfüh-
rung der direkten Demokratie die reprä-
sentative Demokratie nicht automatisch 
schwächt. Im Gegenteil, sie sorge für eine 
größere Legitimation und die Bürger/
innen identifizierten sich durch sie auch 
stärker mit den Parlamenten. Besonders 
authentisch wirkt diese Argumentation, 
weil Gross als ehemaliger Abgeordneter 
und Initiator von Volksinitiativen beide 
Sichtweisen genau kennt.

Das Buch behandelt aktuelle Proble-
me der repräsentativen sowie der direk-
ten Demokratie und mögliche Lösungs-
wege. Gross vermag dabei viele 
Argumente von Gegnern der direkten 
Demokratie, etwa dass Populisten sie 
nutzen, aufzugreifen und zu entkräften.

Die Vielzahl verschiedener Artikel 
und Texte lädt zum Querlesen ein und 
regt zum Nachdenken sowie zur weiteren 
Lektüre an. Wegen der vielen Fachbegrif-
fe ist das Buch jedoch nur bedingt für 
Einsteiger zu empfehlen. Ein Glossar zu 
Beginn hätte dem Buch gut getan. Den-
noch bietet es einen spannenden Über-
blick über die direkte Demokratie in der 
Schweiz, in den USA und in der EU./

Beeke Söhnholz

Bundesfreiwilligendienstleistende 

im Hamburger Büro von  

Mehr Demokratie.

So würde die EU Gross‘ Meinung zufol-
ge von der Einführung direktdemokrati-
scher Elemente profitieren, denn mit ei-
ner bürgernahen EU würden sich die 
Bürger/innen viel eher identifizieren. 
Damit hätten einige Mitgliedsstaaten be-
reits positive Erfahrungen gemacht. Die 
EU wiederum ermögliche ihren Mit-
gliedsstaaten, auf den transnationalen 
Märkten zu bestehen. Gleichwohl sei 
Globalisierung nur dann human, wenn 
die Demokratie globalisiert sei. Dies 

Die unvollendete  
Direkte Demokratie

Probleme und Chancen der direkten Demokratie in der Schweiz 

und der globalisierten Welt.

Text Beeke Söhnholz  cover Werd & WEber verlag

Andreas Gross: „Die unvollendete 

Direkte Demokratie 1985-2015: 

Texte zur Schweiz und darüber 

hinaus“, Thun/Gwatt (Schweiz), 

Werd & Weber Verlag 2016; 384 

Seiten; 42 Euro 

ISBN: 978-3-03818-092-0
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leserbrief

Stefan Mörs stellt uns in seinem Artikel die Frage, ob eine Ver-
fassung Glück garantieren oder herstellen kann? Eine Verfas-
sung haben Menschen erstellt, also können nur Menschen Glück 
herstellen. Der Autor schwärmt von anderen Ländern und be-
mängelt unsere Verfassung. Die anderen Länder sind weit weg 
und man müsste dort mal ein ganzes Jahr leben, um diese Ver-
fassungen zu erfassen. 

Nehmen wir doch ein Land, das wir besser kennen: Auch in 
der US-amerikanischen Verfassung steht: Du sollst glücklich 
sein. Wie wird das aber umgesetzt? Es entstehen Armut und 
Gier. Michael Moore macht gute Filme darüber. Einmal ist er 
mit kranken Menschen nach Guantanomo geschippert, um sie 
dort kostenlos untersuchen zu lassen. Natürlich hatte er keinen 
Erfolg und fuhr nach Kuba weiter. Dort wurden die kranken 
Amerikaner in Havanna kostenlos untersucht, es wurde ein 
Therapieplan erstellt. Eine Teilnehmerin weinte bitterlich, weil 
sie in den USA für die notwendige Tablette fünf Dollar bezahlt, 
in Kuba aber diese Tablette für fünf Cent bekam. 

Was haben nun die Amerikaner von der verfassungsmäßi-
gen Garantie des Glücks? Jeder Mensch ist in den USA für sei-
nen Reichtum oder seine Armut selbst verantwortlich. In unse-
rer Verfassung steht nicht der Einzelne, sondern das Gemeinwohl 
im Mittelpunkt. Dadurch haben wir Genossenschaften entwi-
ckelt, die in Notzeiten Großes geleistet haben. Die katholische 
Sozialethik hat unsere Verfassung vervollkommnet und den 
Gedanken der Subsidiarität entwickelt (Hilfe zur Selbsthilfe). 
Die Antwort auf die Eingangsfrage muß also lauten: Eine Ver-
fassung muss von Menschen ausgefüllt werden, wobei mein 
Menschenbild die entscheidende Rolle spielt.

. Heidrun Kündiger, Radolfzell

Leserbriefe

Den Artikel „Die Rückkehr der Dämonen“ von Christian Schü-
le finde ich ausgezeichnet! Diese Art klarer und deutlicher Ana-
lyse muss meines Erachtens weitere Verbreitung finden. Er 
bringt die Situation – Umgang mit der AfD – auf den Punkt!

. Dagmar Schäperclaus, Bremen

Endlich Vernunft und Gelassenheit im Umgang mit der AfD, 
wie es auch in den Leserbriefen im selben Heft zum Ausdruck 
kommt! [...] Mir geht es um die Fortentwicklung von demokra-
tischen Strukturen, deshalb bin ich Mitglied, nicht um die rich-
tige Gesinnung zur Schau zu tragen, die sich daran zu messen 
scheint, ob ich dem Gedankengut der AfD ein Existenzrecht 
zubillige. Ich wollte ich lebte südlich des Rheins! Dennoch: 
endlich eine Debatte, wie sie in den Medien kaum geführt wird.

. Gisela Munker, Eggstätt

Auf Soziologen/Politologen-Sprech kann ich verzichten, zum 
Beispiel im Artikel „Die Rückkehr der Dämonen“: „bei verant-
wortungsethischer Legalität und nicht bei gesinnungsmorali-
scher Legitimität ...“ Wer soll das verstehen? Insbesondere 
wenn auch noch Desinformation durch unwahre Behauptungen 
betrieben wird, zum Beispiel der weitgehend flüchtlingsfreie 
Osten Deutschlands: Die östlichen Bundesländer haben in 
Summe weniger Flüchtlinge aufgenommen als der Westen, be-
zogen auf die dort lebende Bevölkerung aber sogar mehr (siehe 
Wikipedia). [...]

Nicht alle Ihrer Leser und Sympathisanten haben ein geis-
teswissenschaftliches Studium absolviert. Nach meiner An-
sicht sollten Sie auch gerade die einfachen Leute mitnehmen 
und den Multiplikatoren Argumente für diese Leute an die 
Hand geben. Nur mit den Intellektuellen alleine wird Demo-
kratie nicht gelingen!

. Uta Zepf, Stuttgart

Uns erreichten mehrere Leserbriefe zum Artikel „Die Rückkehr der Dämonen“ von 

Christian Schüle sowie einer zum „Glück der Menschen im Verfassungsgefüge“.
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[  ]	 Ich möchte einmalig spenden, 

	 und zwar einen Betrag von  EUR.

[  ]	 SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige Mehr Demokratie e.V. bis auf Widerruf, Zahlungen von meinem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, 
die von Mehr Demokratie e.V. auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsda-
tum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit 
meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. Das SEPA-Lastschriftmandat 
gilt für wiederkehrende und einmalige Zahlungen. Für die Vorabinformation über 
den ersten Zahlungseinzug und die Übermittlung der Mandatsreferenznummer 
wird eine Frist von mindestens fünf Kalendertagen vor Fälligkeit vereinbart.

Anschrift: Mehr Demokratie e.V., Tempelhof 3, 74594 Kreßberg
Gläubiger-ID: DE26ZZZ00000033645
Mandatsreferenznummer: wird separat mitgeteilt

Ich möchte folgende Materialien bestellen:

[  ]	  Exemplare des Flyers mit Unterschriftenliste

[  ]	  Exemplare des Faktenblatts „Investor-Staat-Schiedsverfahren“

[  ]	  Exemplare des Faktenblatts „Regulatorische Kooperation“

[  ]	  Exemplare des Faktenblatts „Was droht den Kommunen durch TTIP?“

[  ]	  Plakate „TTIP? CETA? Volksentscheid!“

[  ]	  T-Shirts „TTIP? CETA? Volksentscheid!“ in Größe 
	                (Kosten pro Stück: 15 Euro)

[  ]	  Exemplare des Gesetzentwurfs von Mehr Demokratie
	                zur Einführung bundesweiter Volksentscheide

Vorname, Nachname

Adresse

Telefon (für Rückfragen) E-Mail (für Rückfragen)

Ort, Datum, Unterschrift

Bitte senden Sie die Antwortkarte an: 

Mehr Demokratie e. V., Tempelhof 3, 74594 Kreßberg, per Fax an 

07957-924 9992 oder an mitgliederservice@mehr-demokratie.de 

oder bestellen Sie telefonisch unter 07957-923 9050.

Wir fordern den bundesweiten Volksentscheid 
und eine Abstimmung über TTIP und CETA!

Im März hat Mehr Demokratie den Aufruf „TTIP? 
CETA? Volksentscheid!“ gestartet, nachdem Angela 
Merkel sich geweigert hatte, die Unterschriften des 
Bündnisses „Stop TTIP“ entgegenzunehmen. Bei so 
zentralen Fragen wie der Zustimmung zu den Abkom-
men CETA und TTIP müssen wir Bürger/innen das 
letzte Wort haben. Wir fordern, dass bundesweite 
Volksabstimmungen eingeführt werden! Als erster 
bundesweiter Volksentscheid soll ein fakultatives 
Referendum über CETA und TTIP stattfinden.

Helfen Sie dabei, diesen Ruf nach mehr Demokratie 
möglichst laut werden zu lassen und bestellen Sie 
unsere Materialien! Außer den T-Shirts sind sie kos-
tenfrei erhältlich. 
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